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Sehr geehrte Mandanten,

bürgerliche Kleidung, wie beispielsweise ein schwarzer Anzug, schwar-

ze Schuhe, schwarze Damenblusen oder schwarze Damenpullover 

können weder von hauptberuflichen Trauerrednern noch von allen an-

deren Berufsgruppen als typische Berufskleidung steuerlich abzugsfä-

hig sein. Die Ausgaben für die Anschaffung, Änderung, Reparatur und 

Reinigung dieser Kleidung sind daher insgesamt nicht als Betriebsaus-

gaben abziehbar. So die ständige Rechtsprechung des BFH.

Dabei kommt es auf den Umfang einer Privatnutzung nicht an. Selbst 

wenn der Anzug oder das Businesskostüm ausschließlich im Büro ge-

tragen wird, Werbungskosten können dafür nicht berücksichtigt wer-

den. Ob nämlich typische Berufskleidung gegeben ist, ist lediglich 

nach ihrer Art zu bestimmen. So das FG Berlin-Brandenburg mit Urteil 

vom 29.8.2018 (Az: 3 K 2278/15). Aktuell bekommt der BFH (Az: VIII 

R 33/18) allerdings erneut Gelegenheit sich mit der Frage zu beschäf-

tigen.

Betrachtet man die bisherige Rechtsprechung jedoch genauer, wird 

auch hier eine positive Entscheidung eher unwahrscheinlich sein. Der 

BFH hat die Nichtabzugsfähigkeit nämlich bisher damit begründet, dass 

Kleidung grundsätzlich deswegen getragen werde, weil der Mensch im 

Alltag nicht nackt sein möchte. Dies allein rechtfertigt nicht zum Wer-

bungskostenabzug. Durch das Tragen von Bekleidung sieht der BFH ein 

allgemeines menschliches Bedürfnis befriedigt, wodurch ein Ausfluss 

der Lebensführung entsteht, welcher privat veranlasst ist. Kleidung 

unterliegt daher grundsätzlich dem Aufteilung- Abzugsverbot, da in 

erster Linie menschliche Bedürfnisse befriedigt werden. 

Wir wünschen Ihnen eine informative Lektüre!



Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.12.

 � Umsatzsteuer

 � Lohnsteuer

 � Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Einkommensteuer

Kirchensteuer

Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.12. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Dezember 2019

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Dezem-

ber ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 23.12.2019.

Grundsteuerreform: Verabschiedet

Der Bundesrat hat am 8. November 2019 einem der wichtigsten 

steuerpolitischen Projekte dieses Jahres zugestimmt: Der Reform der 

Grundsteuer. Damit kann das Gesetzespaket aus Grundgesetzände-

rung (siehe TOP 2 a) sowie Änderung des Grundsteuer- und Bewer-

tungsrechtes wie geplant in Kraft treten: Ab 2025 erheben die Bundes-

länder die Grundsteuer dann nach den neuen Regeln.

Mit der Reform ändert sich insbesondere die Bewertung der Grundstü-

cke. Hintergrund ist eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

aus dem Jahr 2018. Es hatte die derzeit geltende Einheitsbewertung für 

verfassungswidrig erklärt. In Zukunft erfolgt die Bewertung grundsätz-

lich nach dem wertabhängigen Modell: Bei einem unbebauten Grund-

stück ist dafür der Wert maßgeblich, der durch unabhängige Gutach-

terausschüsse ermittelt wird. Ist das Grundstück bebaut, werden bei 

der Berechnung der Steuer auch Erträge wie Mieten berücksichtigt. 

Um das Verfahren zu vereinfachen, wird für Ein- und Zweifamilien-

häuser, Mietgrundstücke und Wohnungseigentum ein vorgegebener 

durchschnittlicher Sollertrag in Form einer Nettokaltmiete je Quad-

ratmeter in Abhängigkeit der Lage des Grundstücks angenommen.

Anstelle dieses wertabhängigen Modells können sich die Bundesländer 

auch dafür entscheiden, die Grundsteuer nach einem wertunabhän-

gigen Modell zu berechnen. Ermöglicht wird dies durch die Grundge-

setzänderung, der ein langer Streit vorangegangen war. Entstehen den 

Ländern aufgrund ihrer Entscheidung Steuermindereinnahmen, dürfen 

sie allerdings nicht im Länderfinanzausgleich berücksichtigt werden.

Die grundsätzliche Struktur der Grundsteuer bleibt erhalten. Sie wird 

weiter in einem dreistufigen Verfahren berechnet: Bewertung der 

Grundstücke, Multiplikation der Grundstückswerte mit einer Steuer-

messzahl und einem Hebesatz der Kommune.

Bis 2025 ist nun Zeit, um die notwendigen Daten zu erheben. Ebenso 

lange dürfen auch die bestehenden Regelungen noch gelten.

Das Gesetz wird nun über die Bundesregierung dem Bundespräsiden-

ten zur Unterzeichnung zugeleitet. Danach kann es im Bundesgesetz-

blatt verkündet werden.

Bundesrat, Mitteilung vom 08.11.2019

Arbeitskreis „Steuerschätzungen“: Ergebnisse der 
156. Sitzung

Bund, Länder und Gemeinden können auch in den nächsten Jahren 

mit höheren Steuereinnahmen rechnen. Nach der aktuellen Prognose 

der Steuerschätzer werden die Steuereinnahmen von 796,4 Mrd. Euro 

im Jahr 2019 auf rund 935,0 Mrd. Euro im Jahr 2024 steigen. Dabei 

verläuft die Entwicklung bei den Ländern und den Kommunen etwas 

besser als beim Bund. Insgesamt hat der Arbeitskreis „Steuerschätzun-

gen“ seine Aufkommenserwartung leicht nach unten korrigiert. Diese 

Ergebnisse gab Bundesfinanzminister Olaf Scholz am 30. Oktober be-

kannt. Die 156. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ fand 

vom 28. bis 30. Oktober 2019 auf Einladung der Finanzministerin des 

Landes Baden-Württemberg in Stuttgart statt.

In dem Ergebnis spiegeln sich mehrere Entwicklungen wider. Zwar 

zeigt sich die gesamtwirtschaftliche Entwicklung insgesamt weniger 

dynamisch, bedingt durch eine Verlangsamung des weltwirtschaft-

lichen Wachstums. Aber die binnenwirtschaftliche Entwicklung in 



Deutschland ist nach wie vor günstig. Die privaten Haushalte profi-

tieren von einer sehr guten Arbeitsmarktlage und steigenden Einkom-

men. Die Finanzpolitik hat in den letzten Jahren starke Impulse für eine 

nachhaltige und anhaltende Steigerung der verfügbaren Einkommen 

gesetzt. In Verbindung mit dem nach wie vor robusten Arbeitsmarkt 

stellt die Binnenkonjunktur die tragende Säule des Wachstums dar. Die 

Bundesregierung setzt mit den beschlossenen Maßnahmen zusätzli-

che finanzpolitische Impulse, die die Konjunktur stabilisieren. Im kom-

menden Jahr 2020 ist die Finanzpolitik deutlich expansiv ausgerichtet.

Für die Einordnung der Schätzergebnisse ist wichtig, dass die Steuer-

mehreinnahmen des Bundes für 2019 gegenüber der Mai-Steuerschät-

zung in Höhe von 4,0 Mrd. Euro im Wesentlichen durch Einmaleffekte 

beeinflusst sind (EU-Abführungen fielen niedriger aus, da konservative 

Schätzannahmen für einen ungeordneten Austritt Großbritanniens im 

Jahr 2019 nahezu aufgelöst werden konnten).

Im kommenden Jahr bedeuten die heutigen Ergebnisse gegenüber dem 

Entwurf für den Bundeshaushalt 2020 vom 26. Juni und dem Ergän-

zungshaushalt vom 2. Oktober (Klimafonds) geringere Steuereinnah-

men in Höhe von 0,2 Mrd. Euro.

Bundesfinanzministerium, Mitteilung vom 30.11.2019

Rentennachzahlung für zwei Veranlagungszeit- 
räume: Kein ermäßigter Steuersatz bei Auszahlung 
im zweiten Jahr

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass der ermäßigte Steu-

ersatz nach § 34 EStG auf eine Rentennachzahlung, die sich auf zwei 

Veranlagungszeiträume bezieht, keine Anwendung findet, wenn die 

Nachzahlung im zweiten Veranlagungszeitraum erfolgt.

Der Kläger erhielt nach Beendigung seines Angestelltenverhältnisses 

im Jahr 2017 zunächst Arbeitslosengeld, Krankengeld und Übergangs-

geld. Die Deutsche Rentenversicherung Bund bewilligte im Streitjahr 

2018 eine Rente wegen voller Erwerbsminderung und zahlte diese ab 

dem 1. März 2018 laufend an den Kläger aus. Für den Zeitraum vom 1. 

Februar 2017 bis zum 28. Februar 2018 ergab sich eine Rentennach-

zahlung in Höhe von rund 14.000 Euro, die jedoch fast in vollem Um-

fang mit Erstattungsansprüchen der Agentur für Arbeit und der Kran-

kenkasse verrechnet wurde.

Das Finanzamt berücksichtigte im Streitjahr 2017 den verrechneten 

Betrag mit dem Besteuerungsanteil als Renteneinkünfte des Klägers. 

Der Kläger beantragte hierfür die Anwendung des ermäßigten Steu-

ersatzes, da sich die Rentennachzahlung über zwei Veranlagungszeit-

räume erstrecke und einen Zeitraum von mehr als zwölf Monaten 

umfasse.

Die hiergegen erhobene Klage ist erfolglos geblieben. Der 5. Senat des 

Finanzgerichts Münster hat zunächst ausgeführt, dass die Rentennach-

zahlung in Höhe der Verrechnung aufgrund der Erfüllungsfiktion des § 

107 Abs. 1 SGB X bereits im Streitjahr 2017 zu erfassen sei. Der ermä-

ßigte Steuersatz finde jedoch keine Anwendung, da es sich nicht um 

eine Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten handele. Die Nachzahlung 

habe sich zwar auf zwei Veranlagungszeiträume erstreckt. Für die Fra-

ge, ob sie einen Zeitraum von mehr als zwölf Monaten umfasst habe, 

sei jedoch nur auf den Zeitraum vom 1. Februar bis zum 31. Dezember 

2017 abzustellen. Die Nachzahlung für die Monate Januar und Februar 

2018 stelle dagegen lediglich eine zeitlich verzögerte Auszahlung der 

das Jahr 2018 betreffenden laufenden Rentenzahlungen und damit 

von vornherein keine Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit dar. 

Diese beiden Monate seien daher bei der Beurteilung des Nachzah-

lungszeitraums außer Betracht zu lassen.

FG Münster, Mitteilung vom 15.10.2019 zum Urteil 5 K 371/19 vom 

19.09.2019

Statistisches Bundesamt: Jahrbuch 2019  
veröffentlicht

Das Statistische Bundesamt hat das Statistische Jahrbuch 2019 ver-

öffentlicht. Auf über 700 Seiten bietet es mit sorgfältig aufbereiteten 

Daten den perfekten Einstieg in das vielfältige Programm der amtli-

chen Statistik.

Kapitel 9 beschäftigt sich mit den Themen Finanzen und Steuern und 

informiert unter anderem über die Entwicklung der öffentlichen Finan-

zen, den Länderfinanzausgleich, das Steueraufkommen nach Steuerar-

ten und vieles mehr.

Das Jahrbuch 2019 steht komplett oder kapitelweise als PDF-Down-

load kostenlos auf der Internetseite des Statistischen Bundesamtes 

(www.destatis.de) zur Verfügung.



Vermietung und Verpachtung: Umschuldung eines 
Fremdwährungsdarlehens

Nimmt der Steuerpflichtige ein Darlehen auf, um ein Fremdwährungs-

darlehen abzulösen, welches er zur Anschaffung eines Vermietungsob-

jekts verwendet hat, sind die Schuldzinsen nicht als Werbungskosten 

bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung abzuziehen, so-

weit das Darlehen zur Bezahlung des bei der Umschuldung realisierten 

Währungskursverlusts verwendet worden ist. Das hat der Bundesfi-

nanzhof (BFH) mit jetzt veröffentlichtem Urteil entschieden.

Im entschiedenen Fall war streitig, in welcher Höhe Schuldzinsen bei 

den Einkünften des Klägers aus Vermietung und Verpachtung abgezo-

gen werden können.

Der Kläger erwarb 2002 eine Eigentumswohnung und zog selbst ein. 

Die Anschaffungskosten (54.000 Euro) finanzierte er mit Bankkredit. 

Im Jahr 2005 erwarb er im selben Haus eine weitere Wohnung für 

Kaufpreis: 56.500 Euro. Der Kläger nahm bei der A-Bank ein Darlehen 

in Schweizer Franken (CHF) bis zum Gegenwert von 105.000 Euro auf 

und verwendete das Darlehen (nach Umtausch in Euro) dazu, die 2002 

erworbene Eigentumswohnung umzuschulden und den Kaufpreis für 

die 2005 erworbene Eigentumswohnung zu entrichten. Auch die hinzu 

erworbene Wohnung nutzten die Kläger zu eigenen Wohnzwecken.

Im Jahr 2011 schuldete der Kläger das Fremdwährungsdarlehen um. 

Wegen der Währungskursentwicklung (CHF/EUR) hatte sich die Rück-

zahlungsverpflichtung (in Euro) auf 139.309,58 Euro erhöht. Der Klä-

ger nahm deshalb ein Darlehen bei einer Bausparkasse über 139.000 

Euro auf und verwendete die Valuta dazu, um Schweizer Franken zu 

erwerben und das Fremdwährungsdarlehen zurückzuzahlen. Im Streit-

jahr 2014 zahlte der Kläger auf das Darlehen bei der Bausparkasse Zin-

sen in Höhe von 6.672 Euro.

Im Frühjahr 2013 zog der Kläger um. Seitdem vermietet er die 2002 

und 2005 erworbenen Wohnungen.

In seiner Einkommensteuererklärung für 2014 machte der Kläger u.a. 

die Zinsaufwendungen aus dem Darlehen der Bausparkasse als Wer-

bungskosten bei den Einkünften des Klägers aus der Vermietung der 

zwei Wohnungen geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die Zinsen 

nur anteilig (Umschuldung von Anschaffungskosten 105.000 Euro, 

Währungsverlust 34.000 Euro) und wies den Einspruch der Kläger zu-

rück. Schuldzinsen, die mit dem Währungsverlust in Zusammenhang 

stünden, seien nicht abziehbar.

Das Finanzgericht (FG) hat die Klage abgewiesen. Der BFH wies die 

Revision gegen das erstinstanzliche Urteil als unbegründet zurück. Das 

angefochtene Urteil lasse keine Rechtsfehler erkennen, erklärten die 

Richter.

BFH, Urteil vom 12.3.2019, Az. IX R 36/17

Stückzinsen: Nach Einführung der Abgeltungsteuer 
steuerpflichtig

Stückzinsen sind nach Einführung der Abgeltungsteuer ab dem Ver-

anlagungszeitraum 2009 als Teil des Gewinns aus der Veräußerung 

einer sonstigen Kapitalforderung gemäß § 20 Absatz 2 Satz 1 Nr. 7 

Einkommensteuergesetz (EStG) steuerpflichtig. Dies gilt auch, wenn 

die veräußerte Kapitalforderung vor dem 01.01.2009 erworben wurde. 

Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) zu § 52a Absatz 10 Satz 7 Halbsatz 

2 EStG in der Fassung des Jahressteuergesetzes (JStG) 2010 (nunmehr 

§ 52 Absatz 28 Satz 16, Halbsatz 2 EStG) entschieden.

Stückzinsen sind das vom Erwerber an den Veräußerer der Kapitalfor-

derung gezahlte Entgelt für die auf den Zeitraum bis zur Veräußerung 

entfallenden Zinsen des laufenden Zinszahlungszeitraums. Im Streit-

fall VIII R 31/15 vereinnahmte die Klägerin, eine Gesellschaft bürger-

lichen Rechts, im Streitjahr 2009 bei der Veräußerung einer Kapital-

forderung offen ausgewiesene Stückzinsen. Sie hatte die veräußerte 

Kapitalforderung vor dem 01.01.2009 erworben.

Die Klägerin war der Auffassung, die Stückzinsen seien aufgrund der 

Übergangsregelung in § 52a Absatz 10 Satz 7 Halbsatz 1 EStG in der 

Fassung des JStG 2009 vom 19.12.2008 nicht steuerbar. Die erst durch 

das JStG 2010 vom 08.12.2010 eingeführte Regelung in § 52a Ab-

satz 10 Satz 7 Halbsatz 2 EStG, nach der Stückzinsen, die nach dem 

31.12.2008 zufließen, der Besteuerung unterliegen, führe zu einer ver-

fassungswidrigen echten Rückwirkung.

Der BFH trat dem entgegen. Nach seinem Urteil ist § 52a Absatz 10 

Satz 7 Halbsatz 2 EStG in der Fassung des JStG 2010 keine verfassungs-

widrige rückwirkende, sondern eine verfassungsgemäße klarstellende 

Regelung.



Der BFH ordnet Stückzinsen, die nach dem 31.12.2008 zufließen, als 

Teil des Gewinns aus der Veräußerung einer Kapitalforderung gemäß § 

20 Absatz 2 Satz 1 Nr. 7 EStG ein. Die spätere Festschreibung der Steu-

erpflicht der Stückzinsen durch das JStG 2010 habe lediglich die beste-

hende Rechtslage klargestellt. Die Stückzinsen seien bis zum Ende des 

Veranlagungszeitraums 2008 und auch ohne die Regelung in § 52a 

Absatz 10 Satz 7 Halbsatz 2 EStG in der Fassung des JStG 2010 nach 

Einführung der Abgeltungsteuer und damit ab dem Veranlagungszeit-

raum 2009 steuerpflichtige Kapitaleinkünfte gewesen.

Im Fall VIII R 22/15 war die Steuerpflicht von Stückzinsen im Streitjahr 

2010 streitig, die vor der Einführung des § 52a Absatz 10 Satz 7 Halb-

satz 2 EStG durch das JStG 2010 vereinnahmt worden waren. Der BFH 

sieht in der Neuregelung für diesen Veranlagungszeitraum ebenfalls 

keine verfassungswirkende rückwirkende, sondern eine verfassungsge-

mäße Vorschrift, die die bestehende Rechtslage klarstellt.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 07.05.2019, VIII R 22/15

Kurz-Ehe: Nicht immer handelt es sich um eine  
Versorgungsehe

Dass man im Alter an die Absicherung des (nicht ehelichen) Partners 

denkt, ist alles andere als ehrenrührig. Bei zahlreichen späten Ehe-

schließungen spielt der Versorgungsgedanke zumindest eine wichti-

ge (Neben-)Rolle. Dabei kann es um Erbansprüche gehen, aber auch 

um eine Witwen- oder Witwerrente. Gegebenenfalls vermutet die 

Deutsche Rentenversicherung bzw. die gesetzliche Unfallversicherung 

allerdings, dass die Eheschließung nur in Hinblick auf die Hinterbliebe-

nenrente erfolgte und verweigert die Hinterbliebenenrentenzahlung. 

Diese Vermutung kann jedoch widerlegt werden. Ein Fall, über den das 

Sozialgericht Osnabrück am 28.2.2019 entschieden hat, zeigt exemp-

larisch, welche Argumente dabei angeführt werden können.

Im verhandelten Fall ging es um die Hinterbliebenenrente, die die ge-

setzliche Unfallversicherung nach dem Tod eines Versicherten infolge 

einer Berufskrankheit zahlt. Konkret wurde über die Klage einer Witwe 

verhandelt, deren Ehe erst nach Feststellung einer Berufskrankheit ge-

schlossen wurde. Zudem verstarb der Ehemann bereits innerhalb des 

ersten Jahres nach der Eheschließung. Sowohl das Recht der gesetzli-

chen Unfall- als auch das Recht der Rentenversicherung unterstellen 

bei einer solchen kurzen Ehedauer in der Regel eine Versorgungsehe.

Das Sozialgericht sah diese Vermutung im verhandelten Fall allerdings 

als widerlegt an. Es sah den Versorgungsgedanken nicht als überwie-

genden Zweck der Heirat an. Die klagende Witwe konnte nämlich eine 

feste Heiratsabsicht zwischen den späteren Eheleuten bereits vor dem 

Eintritt des Versicherungsfalls (Berufskrankheit) im Dezember 2012 

nachweisen. Äußere Umstände (Tod der Schwester des Ehemanns) 

verhinderten dann zunächst eine Umsetzung der Heiratsabsicht. Zu-

dem konnte die Witwe belegen, dass die Ausstellung der erforderli-

chen Unterlagen für die Eheschließung beim zuständigen Standesamt 

bereits im März 2014, also rund anderthalb Jahre vor dem Tod des Ehe-

manns veranlasst wurde.

Weiterhin berücksichtigte das Sozialgericht, dass das Ehepaar seine 

Mietwohnung gemeinsam behindertengerecht umgebaut habe, was 

als Beleg für eine längere gemeinsame Zukunftsplanung gesehen wur-

de. Und schließlich interessierte sich das Gericht auch für die eigene 

Absicherung der Witwe und befand, dass diese selbst über ihre eigene 

Altersrente und eine Betriebsrente mehr als ausreichend versorgt war, 

was ebenfalls gegen eine Versorgungsehe gesprochen habe.

Sozialgericht Osnabrück, Urteil vom 28.02.2019, S 8 U 90/16. Das Ur-

teil ist noch nicht rechtskräftig, beim Landessozialgericht Niedersach-

sen-Bremen wurde Berufung eingelegt.



Treuhandauftrag bei Darlehensablösung:  
Unwirksame Klausel über Bearbeitungsentgelt

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat entschieden, dass die in den Allge-

meinen Geschäftsbedingungen einer Sparkasse enthaltene Klausel „4. 

Sonstige Kredite 4.8 Sonstige Entgelte – Bearbeitungsentgelt für Treu-

handaufträge Ablösung Kundendarlehen 100 Euro“ bei Bankgeschäf-

ten mit Verbrauchern unwirksam ist.

Der Kläger, ein Verbraucherschutzverband, wendet sich gegen die oben 

genannte Klausel, welche die beklagte Sparkasse in ihrem Preis- und 

Leistungsverzeichnis verwendet, und begehrt, dass die Beklagte die 

weitere Verwendung dieser Klausel unterlässt. Während das Landge-

richt die Klage abgewiesen hat, hat das Berufungsgericht ihr stattge-

geben. Mit der vom Oberlandesgericht zugelassenen Revision verfolgt 

die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag weiter.

Der BGH hat entschieden, dass die angefochtene Klausel der Inhalts-

kontrolle nach § 307 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) unterliegt und 

dieser nicht standhält. Er hat deshalb die Revision der Beklagten zu-

rückgewiesen.

Der Klausel unterfielen unter anderem solche Fallgestaltungen, in de-

nen Kunden der Beklagten ihre bei dieser bestehende Darlehen von 

Fremdinstituten ablösen und gestellte Sicherheiten unter Erteilung 

von Treuhandauflagen auf das Fremdinstitut übertragen lassen möch-

ten. Hat der Darlehensnehmer dem Darlehensgeber eine Grundschuld 

zur Sicherung dessen Ansprüche bestellt, so stehe ihm als Sicherungs-

geber aus der Sicherungsabrede ein Anspruch auf Rückgewähr des Si-

cherungsmittels zu, wenn der Darlehensgeber die Sicherheiten nicht 

mehr benötigt. Dabei könne der Darlehensnehmer frei wählen, ob er 

eine Löschungsbewilligung, eine löschungsfähige Quittung oder die 

Abtretung der Grundschuld an sich oder einen Dritten wünscht. Lässt 

sich der Darlehensgeber seine insoweit geschuldete Leistung vergüten, 

handele es sich bei der Entgeltklausel um eine Preisnebenabrede, die 

der Inhaltskontrolle nach § 307 BGB unterliegt.

Aus Sicht eines verständigen und redlichen Vertragspartners sei der 

Anwendungsbereich der Klausel aber damit nicht erschöpft. Nach ih-

rem Wortlaut erfasse sie nicht nur den Fall, dass ein von der Beklagten 

gewährtes Verbraucherdarlehen abgelöst wird und sie an einem von 

anderer Seite veranlassten Treuhandauftrag mitwirkt, sondern auch 

den, dass sie als neue Darlehensgeberin im Rahmen der Ablösung eines 

bei einem anderen Kreditinstitut bestehenden Darlehensvertrags tätig 

wird. Mit der hierfür nötigen Bestellung, Verwaltung und Verwertung 

von Sicherheiten verfolge die Beklagte allein eigene Vermögensinte-

ressen, sodass die Klausel als kontrollfähige Preisnebenabrede einzu-

ordnen sei. Dies gelte auch dann, wenn für die Übertragung von Sicher-

heiten zu ihren Gunsten ein Treuhandauftrag erforderlich ist.

Die damit als Preisnebenabrede einzuordnende Klausel hält laut BGH 

der Inhaltskontrolle nicht stand. Sie sei deshalb gemäß § 307 Absatz 

1 Satz 1, Absatz 2 Nr. 1 BGB unwirksam. Der Darlehensgeber nehme 

mit der Bestellung, Verwaltung und Verwertung von Sicherheiten ei-

gene Vermögensinteressen wahr, weshalb sein hiermit verbundener 

Aufwand regelmäßig mit dem gemäß § 488 Absatz 1 Satz 2 BGB zu 

zahlenden Zins abzugelten sei. Dies gelte auch in Bezug auf den mit 

der Freigabe der Sicherheit und damit bei der vertragsgemäßen Ab-

wicklung des Darlehensvertrags verbundenen Aufwand, der bei dem 

Darlehensgeber bei der Erfüllung einer bestehenden eigenen Rechts-

pflicht anfällt.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 10.09.2019, XI ZR 7/19

Unerlaubte Vermietung von Wohnraum als  
Ferienwohnung: Geldbußen rechtskräftig

Die Vermietung einer Wohnung ohne Genehmigung zur Nutzung der 

Wohnung als Ferienwohnung – über die Plattform „Airbnb“ – verstößt 

gegen das Hessische Wohnungsaufsichtsgesetz. Das Oberlandesge-

richt Frankfurt am Main (OLG) bestätigte wegen Verstoßes hiergegen 

verhängte Geldbußen von i. H. v. 6.000 Euro.

Die Betroffene hatte in vier Fällen ihre in Frankfurt am Main gelegene 

Wohnung über die Plattform „Airbnb“ jeweils über mehrere Tage an 

Feriengäste zu einem Preis von 125 bis 150 Euro pro Nacht vermietet. 

Sie war nicht im Besitz der hierfür erforderlichen Genehmigungen. Ihre 

zuvor mehrfach gestellten Anträge auf Erteilung einer Genehmigung 

über die Nutzung von Wohnraum als Ferienwohnung hatte die Stadt 

Frankfurt am Main zurückgewiesen.

Das Amtsgericht Frankfurt am Main hatte die Betroffene mit Urteil 

vom 30.11.2018 zur Zahlung von Geldbußen in Höhe von insgesamt 

6.000 Euro verurteilt. Durch die Vermietung der Wohnung habe die 

Allgemeine 
Informationen



Betroffene gegen die auf Grundlage des Hessischen Wohnungsauf-

sichtsgesetzes von der Stadt Frankfurt am Main erlassene Ferienwoh-

nungssatzung verstoßen.

Gemäß dieser Satzung können Bußgelder bis zu 25.000 Euro verhängt 

werden. Bei der Bemessung der Höhe der Geldbußen ist u. a. zu be-

rücksichtigen, dass die Bußgelder die durch die unrechtmäßige Ver-

mietung erlangten Mieteinnahmen übersteigen.

Das OLG hat die gegen das amtsgerichtliche Urteil gerichtete Rechts-

beschwerde als unbegründet verworfen. Die angefochtene Entschei-

dung weise keine Rechtsfehler zum Nachteil der Betroffenen auf.

Das amtsgerichtliche Urteil ist damit rechtskräftig.

OLG Frankfurt, Pressemitteilung vom 02.08.2019 zu Urteil vom 

21.08.2019, Az. 2 Ss-OWi 438/19

Denkmalschutz: Zwangsgeld rechtmäßig, um Eigen-
tümerin zum Schutz des Denkmals anzuhalten

Der Eigentümerin der denkmalgeschützten Hildebrandschen Mühle in 

Weinheim darf ein Zwangsgeld von 40.000 Euro auferlegt werden, um 

sie dazu zu bewegen, ein Notdach zu errichten, um die Fabrikantenvil-

la der Hildebrandschen Mühle gegen Witterungseinflüsse zu schützen. 

Dies hat der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Württemberg ent-

schieden.

Die Stadt Weinheim (Antragsgegnerin) gab der Eigentümerin der denk-

malgeschützten Hildebrandschen Mühle in Weinheim (Antragstelle-

rin) mit Verfügung vom 17. Mai 2018 auf, ein provisorisches Notdach 

für die Fabrikantenvilla zu errichten, um diese vor Witterungseinflüs-

sen, Vernachlässigung und gegebenenfalls Vandalismus zu schützen. 

Diese Verfügung wurde bestandskräftig, da die Antragstellerin hierge-

gen keinen Widerspruch einlegte. Die Antragsgegnerin drohte darauf-

hin der Antragstellerin mit Bescheid vom 22. August 2018 für den Fall, 

dass die Antragstellerin der Pflicht zur Errichtung eines provisorischen 

Notdachs nicht nachkommt, ein Zwangsgeld von 40.000 Euro an. Mit 

einer weiteren Verfügung vom 17. Dezember 2018 setzte die Antrags-

gegnerin das im Bescheid vom 22. August 2018 angedrohte Zwangs-

geld von 40.000 Euro fest. Hiergegen wandte sich die Antragstellerin 

mit ihrem Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz. Dieser blieb sowohl 

beim Verwaltungsgericht Karlsruhe als auch beim VGH ohne Erfolg.

Zur Begründung führt der 1. Senat des VGH aus: Die Antragsgegnerin 

habe bei der Auswahl des Zwangsmittels ihr Ermessen rechtmäßig aus-

geübt. Die Antragsgegnerin habe nicht prüfen müssen, ob sie selbst im 

Wege der Ersatzvornahme einen Gerüstbauer mit der Errichtung eines 

Notdachs hätte beauftragen können. Die Auswahl des Zwangsmittels, 

die im Ermessen der Antragsgegnerin stehe, habe diese sachgerecht 

damit begründet, dass die Festsetzung des Zwangsgelds erforderlich 

gewesen sei, um die Dringlichkeit der Errichtung eines Notdachs für 

die Fabrikantenvilla der Antragstellerin zu verdeutlichen. Zum anderen 

bedürfe es bei der Festsetzung des Zwangsgelds keiner gesonderten 

Ermessenserwägungen zur Auswahl des Zwangsmittels, wenn in der 

vorangegangenen Zwangsmittelandrohung die Auswahl des ange-

drohten Zwangsmittels ermessensfehlerfrei erfolgt sei und sich – wie 

hier – seit der Androhung des Zwangsmittels keine wesentlichen neu-

en Tatsachen ergeben hätten, die die Anwendung des angedrohten 

Zwangsmittels rechtswidrig machten.

Unbegründet sei auch das Beschwerdevorbringen, dass die Antrags-

gegnerin die Komplexität der angeordneten Sicherungsmaßnahme 

verkennen würde, da allein für das Notdach Kosten in Höhe von ca. 

325.000 Euro für das erste Jahr und 252.000 Euro für das Folgejahr 

anfielen. Denn die Antragstellerin habe selbst mit der Beschwerde vor-

getragen, dass eine Firma ihr ein Angebot für Aufbau und Miete eines 

Notdachs für das erste Jahr von knapp 92.000 Euro und einer Jahres-

miete für die Folgejahre von 52.000 Euro gemacht habe. Zudem beträ-

fe diese Einwendung der Antragstellerin die Verhältnismäßigkeit der 

mit der Verfügung vom 17. Mai 2018 angeordneten Anbringung eines 

Notdachs. Diese sei im vorliegenden Vollstreckungsverfahren jedoch 

bereits deswegen nicht zu prüfen, da die Verfügung vom 17. Mai 2018 

bestandskräftig geworden sei.

VGH Baden-Württemberg, Pressemitteilung vom 22.08.2019 zum Be-

schluss 1 S 1263/19 vom 02.08.2019 (unanfechtbar)

Hauskauf: Nach 45 Jahren dürfen Risse im Putz  
auftauchen

Kauft eine Familie ein 45 Jahre altes Haus und stellt sie bei Reno-

vierungsarbeiten vor dem Einzug fest, dass in den geputzten Wänden 

Risse vorhanden sind und ein nicht fachmännisch repariertes Loch im 



Dach ist, so können die Käufer dennoch keinen Schadenersatz ver-

langen. 

Zum einen sind derartige Risse in einem entsprechend alten Haus nor-

mal und kein Mangel. Zum anderen scheiterten hier Ansprüche wegen 

des undichten Dachs am vereinbarten Gewährleistungsschluss. 

In dem konkreten Fall hatte der Verkäufer versichert, „dass ihm verbor-

gene Mängel nicht bekannt seien“. Die Käufer konnten nicht nachwei-

sen, dass der Verkäufer vom undichten Dach wusste und es arglistig 

verschwiegen hatte (hier tauchten die Schäden erst auf, nachdem die 

neuen Eigentümer die zahlreich vorhandenen Holzverkleidungen und 

Tapeten entfernt hatten.) 

LG Coburg, 14 O 271/17 vom 25.03.2019

All-Risk-Gebäudeversicherung: Auch Mietausfall darf 
abgedeckt werden

Wer als Vermieter die Gebäudeversicherung als Betriebskosten in vol-

ler Höhe abrechnet, die auch Mietausfälle infolge eines Schadens um-

fasst, verstößt nicht gegen das Verbot, eine Mietausfallversicherung 

auf seine Mieter umzulegen. 

Die Mieterin einer Wohnung stolperte über eine Klausel in ihrem 

Mietvertrag. Darin heißt es in §4 zu Miete und Betriebskosten: „Als 

Nebenkosten werden anteilig folgende Betriebskosten im Sinne der 

Anlage 3 des § 27 Abs. 1 II. BV erhoben: [...] verbundene Gebäudever-

sicherung [...].“

Die Mieterin war der Ansicht, dass im Hinblick auf das Risiko des 

Mietausfalls die Kosten der Gebäudeversicherung nicht umlagefähig 

seien; den betreffenden Prämienanteil habe die Vermieterin nicht 

herausgerechnet. Die Mieterin fühlte sich berechtigt, die für das Jahr 

2012 geltend gemachte Nachforderung von 86,85€ sowie den für das 

Jahr 2013 auf die Versicherungen entfallenden anteiligen Betrag von 

181,30€ nicht zu bezahlen.

Die Sache ging bis zum Bundesgerichtshof, wo man der Vermieterin 

recht gab. Begründung: Der (anteiligen) Umlage auf die Beklagte ste-

he nicht entgegen, dass die Versicherung einen etwaigen Mietausfall 

infolge eines Gebäudeschadens einschließt. Ein infolge eines versi-

cherten Gebäudeschadens entstehender Mietausfall sei kein eigen-

ständiger Versicherungsfall. Dabei handele es sich vielmehr um einen 

Bestandteil des Versicherungsfalls, den die Gebäudeversicherung ab-

decken soll.

Der Ersatz eines Mietausfalls infolge eines Versicherungsfalls, gegen 

den die Gebäudeversicherung Schutz bietet, sei zudem seit langem 

Bestandteil der Allgemeinen Bedingungen für die Wohngebäudeversi-

cherung.

Bundesgerichtshof (BGH), Urteil vom 06.06.2018, VIII ZR 38/17

Vermögen von 115.000 Euro: Kein Wohngeld

Bei einem Vermögen von 115.000 Euro besteht nach einem Urteil des 

Verwaltungsgerichts Berlin kein Anspruch auf Wohngeld.

Der 78 Jahre alte Kläger beantragte Anfang 2018 beim Bezirksamt 

Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin die Bewilligung von Wohn-

geld für sich und seine 75 Jahre alte Ehefrau. Hierzu gab er an, nur 

über geringe Renten und Kapitaleinkünfte sowie ein Bankvermögen in 

Höhe von rund 115.000 Euro zu verfügen. Das Wohngeldamt lehnte 

den Antrag ab, weil die nach den Verwaltungsvorschriften des Bundes 

vorgesehene Vermögensgrenze von 90.000 Euro überschritten sei. 

Nach dem Wohngeldgesetz des Bundes besteht kein Wohngeldan-

spruch, „soweit die Inanspruchnahme von Wohngeld missbräuchlich 

wäre, insbesondere wegen erheblichen Vermögens“. Mit der Klage 

machte der Kläger geltend, es müssten die Schwierigkeiten berück-

sichtigt werden, aus seiner Tätigkeit als Literaturwissenschaftler und 

Philosoph und aus der seiner Ehefrau als freischaffende Künstlerin ein 

ausreichendes Einkommen zu erzielen. Es müsse eine höhere Vermö-

gensfreigrenze gelten.

Die 21. Kammer des Verwaltungsgerichts wies die Klage ab, da der Klä-

ger über erhebliches Vermögen im Sinn der genannten Ausschlussvor-

schrift verfüge. Maßgeblich sei, ob dem Wohngeldantragsteller nach 

den Gesamtumständen des Einzelfalles zugemutet werden könne, die 

Mietbelastung aus seinem vorhandenen Vermögen zu bestreiten. Vor 

allem sei zu berücksichtigen, über welches Einkommen der Haushalt 

verfüge, ob das Vermögen der Alterssicherung diene und in welchen 

familiären, gesundheitlichen, sozialen und sonstigen wirtschaftlichen 

Verhältnissen die Haushaltsmitglieder lebten. Hier sei wesentlich, dass 

die Eheleute gesund seien, keine Unterhaltsverpflichtungen hätten so-

wie über monatliche Einkünfte verfügten, mit denen sie ihren Bedarf 



bis auf 100 Euro decken könnten; ihr Vermögen würde sich damit pro 

Jahr um nur rund 1.200 Euro verringern.

Die Kammer hat wegen grundsätzlicher Bedeutung die Berufung zum 

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg zugelassen.

VG Berlin, Pressemitteilung vom 11.06.2019 zum Urteil 21 K 901.18 

vom 21.05.2019

Herzschlag verwechselt: Mädchen erhält nach  
Geburtsschaden 500.000 Euro Schmerzensgeld

Das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg hat einem Mädchen, das 

aufgrund einer Sauerstoffunterversorgung bei seiner Geburt schwerst-

behindert ist, ein Schmerzensgeld von 500.000 Euro zuerkannt. Die 

Ärzte hatten bei der Geburt im CTG den Herzschlag des Kindes mit 

dem der Mutter verwechselt und hatten deswegen die stark abfal-

lende Herzfrequenz des Kindes nicht erkannt. Das Gericht sah hierin 

einen groben Behandlungsfehler. Es stellte fest, dass die beklagte Kli-

nik sowie die beklagte Ärztin neben der Schmerzensgeldzahlung dazu 

verpflichtet seien, dem mittlerweile achtjährigen Mädchen sämtlichen 

Vermögensschaden zu ersetzen, der ihm aus den Kunstfehlern anläss-

lich seiner Geburt entstanden ist oder zukünftig entstehen wird.

Etwa 45 Minuten vor der Entbindung war die Herzfrequenz des Kindes 

sehr stark abgefallen (so genannte Bradykardie); in diesem Zeitraum 

zeichnete das CTG (so genannter Wehenschreiber) für circa zehn Mi-

nuten keinen Herzschlag auf, und zwar weder den des Kindes noch den 

der Mutter. Als nach zehn Minuten im CTG wieder ein Herzschlag mit 

normgerechter Frequenz erfasst werden konnte, hielten die Ärzte dies 

für den Herzschlag des Kindes in der Annahme, es habe sich wieder 

erholt. Tatsächlich handelte es sich allerdings um den Herzschlag der 

Mutter. Als man den Irrtum später bemerkte, war die Klägerin durch 

die Sauerstoffunterversorgung bereits erheblich geschädigt.

Dieses Vorgehen stelle einen groben Behandlungsfehler da, so das 

OLG. Die behandelnden Ärzte hätten sich angesichts des Verdachts 

auf einen kindlichen Herzfrequenzabfall auf andere Weise davon über-

zeugen müssen, dass es dem Kind gut geht, zum Beispiel durch eine so 

genannte Kopfschwartenelektrode. Keinesfalls hätte man sich ange-

sichts der bedrohlichen Situation über einen Zeitraum von zehn Mi-

nuten mit einem nicht aussagekräftigen CTG zufriedengeben dürfen.

Oberlandesgericht Oldenburg, Urteil vom 13.11.2019, 5 U 108/18, 

nicht rechtskräftig

Digitale Antragstellung beim BAföG: FDP fragt nach

Das 2017 in Kraft getretene Onlinezugangsgesetz (OZG) verpflichtet 

Bund und Länder, bis Ende 2022 ihre Verwaltungsleistungen auch 

elektronisch anzubieten, schreibt die FDP-Fraktion in einer Kleinen An-

frage (19/14242). Der BAföG-Antrag solle bis dahin „medienbruchfrei 

und vollständig online“ durchführbar sein. Dafür könnte ein ELSTER-

ähnliches Verfahren zur Anwendung kommen.

Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welche Maßnahmen 

die Länder nach Kenntnis der Bundesregierung bisher hinsichtlich der 

elektronischen Antragstellung nach § 46 Absatz 1 Satz 2 BAföG so-

wie der vollständigen Digitalisierung der Backend-Prozesse und der bis 

Ende 2022 verpflichtenden Digitalisierung aller BAföG-Verwaltungs-

leistungen umgesetzt haben. Auch interessiert die Fraktion, wie viele 

Personen seit Einführung der elektronischen Antragstellung im August 

2016 auf diesem Wege einen Antrag auf BAföG gestellt haben und wie 

hoch nach Erwartung der Bundesregierung der Anteil der elektronisch 

eingehenden BAföG-Anträge künftig sein wird.

Bundestag, hib-Meldung Nr. 1204/2019 vom 31.10.2019



Arbeitnehmer

Teilweise erwerbsgeminderter Arbeitnehmer:  
Vollzeitrente auch ohne Antrag auf Teilzeittätigkeit

Versicherte haben einen Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbs-

minderung trotz eines nur teilweise geminderten Restleistungsver-

mögens, wenn der Teilzeitarbeitsmarkt verschlossen ist. Ruht das Ar-

beitsverhältnis, so kann die Rentenversicherung nicht verlangen, dass 

der Versicherte im Rahmen seiner Mitwirkungspflichten gegenüber 

seinem Arbeitgeber eine Reduzierung der Arbeitszeit beantragt. Dies 

entschied in einem am 16.10.2019 veröffentlichten Urteil der 5. Senat 

des Hessischen Landessozialgerichts.

Ein 1959 geborener Bauzeichner ist im öffentlichen Dienst beschäf-

tigt. Im Jahr 2012 wurde er aufgrund einer psychiatrischen Erkrankung 

arbeitsunfähig und erhielt zunächst Krankengeld, anschließend Ar-

beitslosengeld. Der Versicherte, dessen Arbeitsverhältnis aufgrund ta-

rifvertraglicher Regelung ruht, beantragte eine Rente wegen Erwerbs-

minderung, da er nur noch drei bis unter sechs Stunden täglich arbeiten 

könne. Die Rentenversicherung gewährte ihm allerdings lediglich eine 

Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung. Sie verwies darauf, dass er 

gegenüber seinem Arbeitgeber seinen Anspruch auf Reduzierung der 

Arbeitszeit geltend machen müsse. Der erkrankte Versicherte verwies 

darauf, dass sein Arbeitgeber erklärt habe, keinen leidensgerechten Ar-

beitsplatz zur Verfügung stellen zu können.

Die Richter beider Instanzen gaben dem Versicherten Recht. Er habe 

einen Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung, da der Teil-

zeitarbeitsmarkt verschlossen sei (sog. Arbeitsmarktrente).

Versicherte hätten einen Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbs-

minderung trotz eines nur teilweise geminderten Restleistungsvermö-

gens, wenn der Teilzeitarbeitsmarkt verschlossen sei, der Versicherte 

also praktisch nicht damit rechnen könne, dass sich ihm eine Gele-

genheit zur entgeltlichen Nutzung seiner reduzierten Arbeitsfähigkeit 

biete. Eine Verschlossenheit des Arbeitsmarktes liege nach jahrzehnte-

langer ständiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts vor, wenn 

weder der Rentenversicherungsträger noch die Agentur für Arbeit dem 

Versicherten innerhalb eines Jahres nach Rentenantragstellung einen 

entsprechenden Arbeitsplatz anbieten könnten. In der Praxis sähen 

die Rentenversicherungsträger allerdings bislang wegen der geringen 

Vermittlungschancen grundsätzlich von einer Prüfung im Einzelfall ab.

Nicht verschlossen sei der Arbeitsmarkt, wenn der Versicherte einen 

Arbeitsplatz tatsächlich innehabe und daraus Arbeitsentgelt beziehe. 

Dies sei vorliegend jedoch nicht der Fall, da das konkrete Arbeitsver-

hältnis ruhe. Auch sei dem Versicherten von seinem Arbeitgeber kein 

leidensgerechter Arbeitsplatz angeboten worden.

Dass der Versicherte eine Reduzierung der Arbeitszeit nicht beantragt 

habe, stehe dem Anspruch auf Vollzeitrente nicht entgegen. Zwar kä-

men gesetzliche und tarifvertragliche Ansprüche auf Teilzeitbeschäfti-

gung in Betracht, soweit eine solche für den Arbeitgeber zumutbar sei 

bzw. betriebliche Gründe nicht entgegenstünden. Auf diese arbeitneh-

merrechtlichen Ansprüche könne sich die Rentenversicherung jedoch 

nicht berufen. Dem Versicherten obliege weder eine gesetzliche noch 

eine ungeschriebene Mitwirkungspflicht, diese Ansprüche gegenüber 

seinem Arbeitgeber geltend zu machen. Das Verhalten des Versicher-

ten sei auch nicht rechtsmissbräuchlich.

Die Revision wurde zugelassen. 

LSG Hessen, Pressemitteilung vom 16.10.2019 zum Urteil L 5 R 226/18 

vom 16.10.2019

Arbeitsrecht: Abweichung vom „Equal-Pay- 
Grundsatz“ durch Bezugnahme auf Tarifvertrag

Arbeitgeber, die als Verleiher Leiharbeitnehmer an einen Dritten über-

lassen, können vom Grundsatz der Gleichstellung („Equal-Pay“) kraft 

arbeitsvertraglicher Vereinbarung nach § 9 Nr. 2 Halbs. 3 AÜG a. F. nur 

dann abweichen, wenn für den Entleihzeitraum das einschlägige Ta-

rifwerk für die Arbeitnehmerüberlassung aufgrund dieser Bezugnahme 

vollständig und nicht nur teilweise anwendbar ist.

Der Kläger war bei der Beklagten, die ein Zeitarbeitsunternehmen 

betreibt, als Kraftfahrer eingestellt. Der Arbeitsvertrag enthält eine 

dynamische Bezugnahmeklausel auf die zwischen der DGB-Tarifge-

meinschaft und dem Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunter-

nehmen (IGZ) geschlossenen Tarifverträge für die Zeitarbeit. Daneben 

finden sich im Arbeitsvertrag Regelungen, die teilweise von diesen ta-

riflichen Bestimmungen abweichen. Von April 2014 bis August 2015 

war der Kläger als Coil-Carrier-Fahrer bei einem Kunden der Beklag-

ten (Entleiher) eingesetzt. Für diesen Einsatz vereinbarten die Parteien 

eine Stundenvergütung von 11,25 Euro brutto. Die beim Entleiher als 



Coil-Carrier-Fahrer tätigen Stammarbeitnehmer erhielten nach den 

Tarifverträgen der Metall- und Elektroindustrie ein deutlich höheres 

Entgelt. Mit der vorliegenden Klage verlangt der Kläger für den Ent-

leihzeitraum die Differenz zwischen der gezahlten Vergütung und dem 

Entgelt, das Coil-Carrier-Fahrer beim Entleiher erhielten. Arbeitsge-

richt und Landesarbeitsgericht haben die Klage insoweit abgewiesen.

Die Revision des Klägers hatte vor dem Vierten Senat des Bundesar-

beitsgerichts Erfolg. Der Kläger hat für den Zeitraum der Überlassung 

dem Grunde nach einen Anspruch auf „Equal-Pay“ i. S. v. § 10 Abs. 4 

Satz 1 AÜG in der bis zum 31. März 2017 geltenden Fassung. Eine nach 

§ 9 Nr. 2 AÜG a. F. zur Abweichung vom Gebot der Gleichbehandlung 

berechtigende Vereinbarung haben die Parteien nicht getroffen. Diese 

setzt insbesondere nach Systematik und Zweck der Bestimmungen des 

AÜG eine vollständige Anwendung eines für die Arbeitnehmerüberlas-

sung einschlägigen Tarifwerks voraus. Der Arbeitsvertrag der Parteien 

enthält hingegen Abweichungen von den tariflichen Bestimmungen, 

die nicht ausschließlich zugunsten des Arbeitnehmers wirken. Der Se-

nat konnte mangels hinreichender Feststellungen über die Höhe der 

sich daraus ergebenden Differenzvergütungsansprüche nicht selbst 

entscheiden. Dies führte zur Zurückverweisung der Sache an das Lan-

desarbeitsgericht. 

BAG, Pressemitteilung vom 16.10.2019 zum Urteil 4 AZR 66/18 vom 

16.10.2019

Weiterbildungen: Beschäftigte mit einem hohen  
Anteil an Routinetätigkeiten nehmen seltener teil

Beschäftigte mit Tätigkeiten, die zu einem großen Teil durch moderne 

Technologien ersetzt werden könnten, nehmen seltener an beruflicher 

Weiterbildung teil als Beschäftigte, deren Tätigkeiten ein geringeres 

Risiko aufweisen, durch Computer ersetzt zu werden. Das geht aus ei-

ner neuen Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

(IAB) hervor.

41 Prozent der Beschäftigten mit einem geringen Anteil an Routi-

netätigkeiten nahmen innerhalb eines Jahres an mindestens einem 

Weiterbildungskurs teil. Bei Beschäftigten mit einem hohen Anteil an 

Routinetätigkeiten, die durch Technologien ersetzbar sind, waren es 27 

Prozent. Eine unterdurchschnittliche Beteiligung weist diese Gruppe 

auch bei einer themendifferenzierten Betrachtung auf: Weiterbildun-

gen im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie 

besuchten fünf Prozent, während es bei den Beschäftigten, die weniger 

stark von der Digitalisierung betroffen sind, acht Prozent waren. Dem 

Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie wird zur 

Bewältigung der sich ändernden Arbeitsanforderungen eine besondere 

Bedeutung beigemessen.

Der Unterschied in der Weiterbildungsbeteiligung zwischen Beschäf-

tigten mit einem hohen und einem geringen Anteil an Routinetä-

tigkeiten bleibt auch dann bestehen, wenn zusätzlich das Qualifika-

tionsniveau mit einbezogen wird. Besonders stark ausgeprägt ist der 

Unterschied bei Geringqualifizierten: 37 Prozent der Geringqualifizier-

ten mit Tätigkeiten mit einem geringen Risiko, durch moderne Techno-

logien ersetzt zu werden, nahmen an mindestens einer Weiterbildung 

teil. Bei geringqualifizierten Beschäftigten mit einem hohen Risiko, 

durch moderne Technologien ersetzt zu werden, beträgt der Anteil da-

gegen sieben Prozent. Bei den Hochqualifizierten waren es 47 Prozent 

der Beschäftigten mit einem geringen und 31 Prozent mit einem ho-

hen Anteil an Routinetätigkeiten, die mindestens eine Weiterbildung 

besuchten.

Die Unterschiede in der Weiterbildungsbeteiligung können nur zu ei-

nem kleineren Teil durch individuelle Merkmale der Beschäftigten wie 

beispielsweise ihr Qualifikationsniveau erklärt werden. Eine größere 

Rolle hingegen spielen betriebliche Weiterbildungsaktivitäten. Von Be-

deutung sind dabei deren Intensität und individuelle Finanzierungsbei-

träge. Beschäftigte nehmen dann eher an Weiterbildungen teil, wenn 

ihr Arbeitgeber die Weiterbildungskosten zumindest teilweise über-

nimmt oder die Beschäftigten zur Teilnahme an einer Weiterbildung 

freistellt. Weiterbildung sei nicht nur für die Beschäftigten, sondern 

auch für die Betriebe ein wichtiges Instrument in einer sich ändernden 

Arbeitswelt. „Betrieben kann sie helfen, ihren Bedarf an Fachkräften 

mit adäquaten Kompetenzen zu sichern, was gerade angesichts der 

deutlichen Engpässe in manchen Bereichen des Arbeitsmarktes zuneh-

mend bedeutsamer wird“, so die Forscher Pascal Heß, Simon Janssen 

und Ute Leber.

IAB, Pressemitteilung vom 20.08.2019



Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz: Keine Ent-
schädigung bei rechtsmissbräuchlicher Bewerbung

Die Beklagte war auf der Suche nach einem „Fachanleiter aus den Be-

reichen Küche/Hauswirtschaft/Nähen“. Der Kläger bewarb sich auf 

die Stellenanzeige mit dem Hinweis, dass er Rentner sei, und bat um 

ein Gehaltsangebot auf Vollzeitbasis. Der Ausbildungsbereich Nähen 

könne von ihm nicht erbracht werden. Außerdem benötige er ein 

vom Arbeitgeber gestelltes Appartement in nächster Betriebsnähe. 

Die Beklagte lud den Kläger nicht zu einem Vorstellungsgespräch ein, 

sondern teilte ihm mit, dass er nicht in die engere Auswahl einbezo-

gen werde. Der Kläger erhob beim Arbeitsgericht Bonn Klage auf eine 

Entschädigungszahlung in Höhe von 11.084,58 Euro, da er sich wegen 

seines Alters diskriminiert sieht.

Mit Urteil vom 23.10.2019 wies das Arbeitsgericht Bonn die Klage ab. 

Der Kläger habe schon keine Indizien dargelegt, welche für eine Dis-

kriminierung wegen Alters sprechen. Im Übrigen habe sich der Kläger 

rechtsmissbräuchlich verhalten. Der Kläger habe sich nicht bei der 

Beklagten beworben, um eine Stelle zu erhalten, sondern es sei ihm 

ausschließlich um eine Entschädigung gegangen. Das Bewerbungs-

anschreiben enthalte eine Vielzahl objektiver Indizien dafür, dass der 

Kläger sich ausschließlich bei der Beklagten beworben habe, um ei-

nen Entschädigungsanspruch geltend zu machen. So enthalte das Be-

werbungsanschreiben keinerlei Ausführungen zu der Qualifikation des 

Klägers oder seiner Motivation für seine Bewerbung. Ferner habe der 

Kläger mit der Forderung eines vom Arbeitgeber gestellten, in nächster 

Betriebsnähe gelegenen Appartements eine Absage heraufbeschwö-

ren wollen. Diesen Eindruck der Rechtsmissbräuchlichkeit seiner Be-

werbung habe der Kläger durch seine Ausführungen zu den - aus seiner 

Sicht überhöhten - Anforderungen der Beklagten an einen Bewerber in 

dem Verfahren weiter verstärkt.

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. Gegen das Urteil kann 

Berufung beim Landesarbeitsgericht Köln eingelegt werden. 

ArbG Bonn, Pressemitteilung vom 08.11.2019 zum Urteil 5 Ca 1201/19 

vom 23.10.2019 (nrkr)

Betriebswohnung: Darf elf Jahre nach Ausscheiden 
aus dem Dienst nicht mehr gekündigt werden

Der Kündigung einer Betriebswohnung wegen Ausscheidens aus dem 

Dienst steht elf Jahre später das nun schützenswerte Vertrauen des 

Mieters in den Fortbestand des Mietverhältnisses entgegen. Dies hat 

das Amtsgericht (AG) München entschieden und eine Klage gegen 

einen Mieter auf Räumung der von ihm gemieteten Ein-Zimmer-

Wohnung und deren Herausgabe an die klagende Vermieterin wegen 

Betriebsbedarfs abgewiesen.

Der Beklagte mietete mit Mietvertrag vom 12.01.2006 die öffentlich 

geförderte Wohnung mit einer Wohnfläche von 24,7 Quadratmetern 

von der Landeshauptstadt München, die ihrerseits die Wohnung von 

einer Wohnungsbaugesellschaft angemietet hatte. Die Wohnung 

wurde an den Beklagten, der bei Abschluss des Mietvertrages als As-

sistenzarzt im Klinikum Bogenhausen arbeitete, als Dienstwohnung 

vermietet. Das Arbeitsverhältnis zwischen dem Beklagten und der 

Landeshauptstadt München endete Mitte 2007. Mit Schreiben der 

Klagepartei gegenüber dem Beklagten vom 29.01.2018 kündigte die 

Klagepartei das Mietverhältnis wegen Betriebsbedarfs zum 31.10.2018.

Die klagende Vermieterin meint, dass der gewerbliche Zwischenmiet-

vertrag zwischen der Landeshauptstadt München und der Rechts-

vorgängerin der Klägerin seit dem 30.06.2006 beendet und die Kla-

gepartei in das Mietverhältnis mit dem Beklagten als Vermieterin 

eingetreten sei, zumal der Beklagte ihr mittlerweile die Miete über-

weise, ihrem Mieterhöhungsverlangen zugestimmt habe und mit ihr 

Betriebskosten abrechne.

Der Beklagte meint, dass er schon keinen Mietvertrag mit der Klägerin 

habe und die Kündigung jedenfalls gegen Treu und Glauben verstoße, 

da das Arbeitsverhältnis des Beklagten mit der Landeshauptstadt Mün-

chen unstreitig schon seit 2007 beendet und bis Januar 2018 keinerlei 

Kündigung ausgesprochen worden sei. Er sei mit Erstwohnsitz noch bei 

seiner geschiedenen Ehefrau und den Kindern gemeldet, wohne aber 

allein in der streitgegenständlichen Wohnung, die er als juristischer 

Laie erst um einiges später als Zweitwohnsitz gemeldet habe.

Das AG München gab dem Beklagten Recht. Es sei unstreitig, dass die 

Klagepartei zu keiner Zeit Arbeitgeberin des Mieters war, sodass schon 

deshalb von vornherein ein Betriebsbedarf ausscheide. Demgemäß sei 



anerkannt, dass bei einer Veräußerung einer Werkwohnung die Verfü-

gungsmacht des Dienstberechtigten über die Wohnung ende, sodass 

das Mietverhältnis mit dem Erwerber fortgesetzt wird, der sich nicht 

mehr auf einen Betriebsbedarf berufen kann.

Die Kündigung sei darüber hinaus auch gemäß § 242 Bürgerliches Ge-

setzbuch wegen Verwirkung unwirksam, da das Arbeitsverhältnis des 

Beklagten mit dem Klinikum Bogenhausen seit 2007 beendet ist und 

die Klagepartei erst 2018 eine Kündigung wegen bestehendem Be-

triebsbedarfs wegen des Wegfalls der Arbeitsstelle des Beklagten vor-

genommen hat. Danach sei ein Recht verwirkt, wenn der Berechtigte 

es längere Zeit hindurch nicht geltend gemacht und der Verpflichtete 

sich darauf eingerichtet hat und nach den gesamten Umständen des 

Einzelfalles, insbesondere dem Verhalten des Berechtigten darauf ein-

richten durfte, dass dieser das Recht auch in Zukunft nicht gelten ma-

chen werde.

Der Beklagte habe ein schützenswertes Vertrauen darauf, dass der 

Mietvertrag als unbefristetes Mietverhältnis fortgeführt wird, da die 

Klagepartei jedenfalls erst circa elf Jahre nach Beendigung des zu-

grunde liegenden Arbeitsverhältnisses mit dem Beklagten eine or-

dentliche Kündigung in Bezug auf die Werkmietwohneigenschaft aus-

gesprochen habe. Das offensichtlich auf Seiten der Klagepartei und 

der Vorvermieterin Landeshauptstadt München beziehungsweise Kli-

nikum Bogenhausen bestehende eklatante Kommunikationsdefizit, 

das dazu geführt hat, dass die Klagepartei erst im Jahr 2018 Kenntnis 

von der Beendigung des Arbeitsverhältnisses des Beklagten erhalten 

hat, könne naturgemäß nicht zulasten des Beklagten wirken. Dieser 

habe vielmehr berechtigt davon ausgehen dürfen, dass die Klagepar-

tei die tatsächliche Beendigung des Arbeitsverhältnisses gerade nicht 

als Kündigungsgrund heranziehen wollte, da innerhalb der circa elf 

Jahre auch mehrfach mietvertragliche Nachträge und Verhandlungen 

über einen neuen Mietvertragsschluss zwischen den Parteien geführt 

wurden.

Das Urteil ist nach Zurücknahme der Berufung rechtskräftig.

Amtsgericht München, Urteil vom 08.02.2019, 4 72 C 22568/18, 

rechtskräftig

Unfallversicherung: 20 Stunden nach dem letzten 
Dienstgespräch ist die Reise privat

Stürzt eine Frau in einem Hotel, das sie im Rahmen einer Dienstreise 

im Ausland bezogen hatte (hier für die Zeit eines Kongresses in Lissa-

bon), während sie ein Taxi telefonisch bestellte, welches sie zum Flug-

hafen bringen sollte, von dem aus sie ihren Urlaub antreten wollte, so 

ist sie dabei nicht gesetzlich unfallversichert. 

Das Telefongespräch gehöre zur privaten Verrichtung, so das LSG Hes-

sen. Das gelte insbesondere dann, wenn der Kongress und das letzte 

dienstliche Gespräch bereits mehr als 20 Stunden zurücklagen. 

Hessisches LSG, L 3 U 198/17 vom 13.08.2019



Freiberufler

Arztpraxis-Veräußerung durch nicht approbierten 
Erben: Keine Haftungsbeschränkung auf Nachlass

Der Erbe haftet auch dann mit seinem gesamten Vermögen für Steu-

erschulden aus der Veräußerung einer geerbten Arztpraxis, wenn er 

mangels Approbation die Praxis nicht fortführen darf. Dies stellt das 

Finanzgericht (FG) Münster klar.

Der Kläger erbte eine Pathologie, die er nach den berufsrechtlichen 

Vorschriften mangels eigener Approbation weder selbst noch durch 

Einsatz angestellter Ärzte fortführen durfte. Daher veräußerte er die 

Praxis und erzielte hieraus einen einkommensteuerpflichtigen Gewinn. 

Über den Nachlass ordnete das Amtsgericht ein Nachlassinsolvenzver-

fahren an.

Seine Klage richtete der Kläger gegen die vom beklagten Finanzamt im 

Hinblick auf die Einkommensteuerschulden durchgeführte Zwangs-

vollstreckung. Er führte aus, dass die auf den Veräußerungsgewinn 

entfallenden Steuerschulden auf den Nachlass beschränkt seien. Da 

ihm keine anderen Handlungsoptionen als die Veräußerung geblieben 

seien, seien auch die Steuerschulden zwangsläufig entstanden.

Das FG Münster hat die Klage abgewiesen. Auch für Steuerschulden 

sei die zivilrechtliche Abgrenzung zwischen Nachlassverbindlichkeiten 

und Eigenschulden des Erben maßgeblich. Während Eigenschulden, für 

die der Erbe unbeschränkt haftet, durch ein eigenes Verhalten des Er-

ben verursacht würden, lägen Nachlassverbindlichkeiten nur dann vor, 

wenn die Verbindlichkeiten abschließend und allein durch den Erblas-

ser angelegt waren.

Nach diesen Grundsätzen liege im Streitfall eine Eigenschuld des Klä-

gers vor, da die rechtsgeschäftliche Veräußerung der Pathologie auf 

einem eigenen Verhalten des Klägers beruhe. Ihm hätten neben der 

Veräußerung mit der Betriebsaufgabe oder der allmählichen Betriebs-

abwicklung auch andere Handlungsoptionen zur Verfügung gestanden. 

Dabei sei unerheblich, dass alle Möglichkeiten eine Einkommensteuer-

schuld ausgelöst hätten. Denn die steuerlichen Folgen wären jeweils 

unterschiedlich gewesen, insbesondere im Hinblick auf die Versteue-

rung eines Geschäfts- oder Firmenwerts.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 24.09.2019, 12 K 2262/16

Rettungsdienst: Notarzt ist  
sozialversicherungspflichtig

Die Tätigkeit als Notarzt im Rettungsdienst ist eine abhängige Be-

schäftigung und unterliegt deshalb der Versicherungspflicht in den 

Zweigen der gesetzlichen Sozialversicherung.

Dies hat das Sozialgericht Dortmund im Falle eines Arztes aus Olsberg 

entschieden, der seit Juli 2017 als Honorarkraft notärztliche Tätigkei-

ten im Rettungsdienstbereich des klagenden Hochsauerlandkreises 

ausübt. Der beklagte Rentenversicherungsträger stellte die Versiche-

rungspflicht des beigeladenen Arztes in den Zweigen der gesetzlichen 

Sozialversicherung fest. Hiergegen wandte sich der Kläger ohne Erfolg.

Nach Auffassung des Sozialgerichts Dortmund liege keine die Versi-

cherungspflicht ausschließende selbständige Tätigkeit des Beigelade-

nen vor. Vielmehr habe der Beigeladene die notärztliche Tätigkeit in 

einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis ausgeübt. Als maßgeb-

liches Indiz für eine abhängige Beschäftigung wertete das Gericht, 

dass der Beigeladene in die vorgegebenen Strukturen und Abläufe des 

Rettungsdienstes des Klägers eingegliedert gewesen sei, ohne darauf 

eigenen, unternehmerischen Einfluss gehabt zu haben. Größeren Ent-

scheidungs- und Gestaltungsspielraum als ein sog. Honorararzt im 

Krankenhaus, den das Bundessozialgericht nach aktueller Rechtspre-

chung als regelmäßig abhängig beschäftigt ansieht, habe auch der Bei-

geladene in seiner notärztlichen Tätigkeit nicht besessen. Insbesondere 

seien Ort und Zeit der Dienstleitung vorgegeben, Einsätze nach Vor-

gaben des Klägers zu dokumentieren und die Buchung der Schichten 

nach Maßgabe eines von einer Mitarbeiterin der Verwaltung des Klä-

gers geführten Einbuchungssystems vorzunehmen gewesen. Insoweit 

hätten keine wesentlichen Unterschiede in den Arbeitsabläufen von 

Mitarbeitern des Klägers mit Honorarvertrag und solchen mit Arbeits-

vertrag bestanden. Ein entsprechender Unterschied sei aufgrund der 

einheitlichen Berufsbekleidung auch nach außen hin nicht zum Aus-

druck gebracht worden. Ferner spreche für eine abhängige Beschäfti-

gung, dass der Beigeladene kein eigenes, über das Gehaltsausfallrisiko 

hinausgehendes Unternehmerrisiko getragen habe. Dabei sei es ohne 

Belang, dass der Beigeladene in seiner notärztlichen Einzelfalltätigkeit, 

abgesehen von medizinischen Vorgaben durch den ärztlichen Leiter 



des Rettungsdienstes, weitgehend weisungsfrei gearbeitet habe. Feh-

lende Einzelweisungen und die Möglichkeit, die Arbeitszeit im Rahmen 

der betrieblichen Erfordernisse frei zu gestalten, seien bei höher quali-

fizierten Tätigkeiten üblich, ohne Anhaltspunkte für eine Selbständig-

keit zu bieten. 

SG Dortmund, Pressemitteilung vom 15.10.2019 zum Urteil S 34 BA 

58/18 vom 17.09.2019

Bewertungsportal Jameda: Ausgestaltung in Teilen 
unzulässig

Zwei Ärzte haben erfolgreich das Online-Bewertungsportal Jameda auf 

Löschung des ohne ihr Einverständnis angelegten Profils verklagt. Das 

Oberlandesgericht (OLG) Köln hat entschieden, dass mehrere frühere 

beziehungsweise aktuelle Ausgestaltungen der Plattform unzulässig 

sind. Mit ihnen verlasse Jameda die zulässige Rolle des „neutralen In-

formationsmittlers“ und gewähre den an die Plattform zahlenden Ärz-

ten auf unzulässige Weise „verdeckte Vorteile“. Andere von den Ärzten 

gerügte Funktionen erachtete das OLG dagegen für zulässig.

Das OLG beanstandete insbesondere, dass auf dem ohne Einwilligung 

eingerichteten Profil des Klägers beziehungsweise der Klägerin (so 

genannte Basiskunden) auf eine Liste mit weiteren Ärzten verwiesen 

wurde, während auf den Profilen der Ärzte, die Beiträge an die Platt-

form bezahlen (so genannte Premium- oder Platinkunden), ein solcher 

Hinweis unterblieben ist. Unzulässig sei ebenfalls, dass die zahlenden 

Ärzte in Auflistungen mit Bild dargestellt wurden, während bei den an-

deren Ärzten nur ein grauer Schattenriss zu sehen ist. Dasselbe gelte 

für den Verweis auf Fachartikel von zahlenden Ärzten, während auf den 

Profilen so genannter Platinkunden ein solcher Verweis unterbleibt. 

Schließlich sei auch der Hinweis auf eine Liste mit Ärzten für spezielle 

Behandlungsgebiete unzulässig, der ebenfalls auf den Profilen zahlen-

der Ärzte nicht zu sehen ist.

Rechtlich hat das OLG Köln den Anspruch der Kläger auf Löschung des 

ohne Einwilligung eingerichteten Profils beziehungsweise auf Unter-

lassung der konkreten Verletzungsformen jeweils auf §§ 823 Absatz 2, 

1004 Bürgerliches Gesetzbuch analog in Verbindung mit Artikel 6 Ab-

satz 1f der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) gestützt. Es hat 

in diesem Zusammenhang entschieden, dass die Bewertungsplattform 

sich nicht auf das so genannte Medienprivileg der DSGVO (Artikel 85 

Absatz 2) stützen kann. Das Geschäftsmodell der Plattform könne 

nicht als eigene meinungsbildende Tätigkeit aufgefasst werden, son-

dern allenfalls als ein Hilfsdienst zur besseren Verbreitung von (Dritt-)

Informationen.

Andere Funktionen des Portals, wie etwa die Möglichkeit von Premi-

umkunden, auf dem Profil in größerem Umfang die angebotenen ärzt-

lichen Leistungen anzugeben als bei Basiskunden, hat das OLG dage-

gen nicht beanstandet. Insoweit hat es auf die erfolgreiche Berufung 

der Bewertungsplattform die Klagen der beiden Kläger abgewiesen.

Das OLG hat die Revision für beide Seiten in beiden Verfahren zuge-

lassen, da die Frage, in welchen Fällen eine Bewertungsplattform die 

Rolle als „neutrale Informationsmittlerin“ verlässt, in der höchstrich-

terlichen Rechtsprechung bisher nicht vollständig geklärt sei und für 

eine Vielzahl künftiger Verfahren Bedeutung haben werde. Die Ent-

scheidung des Bundesgerichtshofs vom 20.02.2019 (VI ZR 301/17) 

habe sich lediglich auf einen Einzelfall der Gestaltung der Bewertungs-

plattform bezogen.

Oberlandesgericht Köln, Urteile vom 14.11.2019, 15 U 89/19 und 15 U 

126/19, nicht rechtskräftig

Unbelegte Brötchen mit einem Heißgetränk sind kein 
Frühstück

Unbelegte Backwaren mit einem Heißgetränk sind kein Frühstück im 

lohnsteuerrechtlichen Sinne, wie der Bundesfinanzhof (BFH) entschie-

den hat.

Im Streitfall hatte der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern unbelegte 

Backwaren wie Brötchen und Rosinenbrot nebst Heißgetränken zum 

sofortigen Verzehr im Betrieb kostenlos bereitgestellt. Das Finanzamt 

sah dies als ein Frühstück an, das mit den amtlichen Sachbezugswerten 

zu versteuern sei.

Dem folgte der BFH nicht. Die unentgeltliche oder verbilligte Abgabe 

von Speisen und Getränken durch den Arbeitgeber an seine Arbeit-

nehmer könne zu Arbeitslohn führen. Arbeitslohn liege grundsätzlich 

vor, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Mahlzeit, wie ein 

Frühstück, Mittagessen oder Abendessen, unentgeltlich oder verbilligt 

reiche. Davon abzugrenzen seien nicht steuerbare Aufmerksamkeiten, 



die lediglich der Ausgestaltung des Arbeitsplatzes und der Schaffung 

günstiger betrieblicher Arbeitsbedingungen dienten und denen daher 

keine Entlohnungsfunktion zukomme.

Im vorliegenden Fall handele es sich bei den unentgeltlich zugewand-

ten Lebensmitteln nicht um Arbeitslohn in Form kostenloser Mahl-

zeiten, sondern um nicht steuerbare Aufmerksamkeiten. Unbelegte 

Brötchen seien auch in Kombination mit einem Heißgetränk kein Früh-

stück i.S. von § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 der Sozialversicherungsentgeltver-

ordnung. Selbst für ein einfaches Frühstücks müsse jedenfalls noch ein 

Aufstrich oder ein Belag hinzutreten. Die Überlassung der Backwaren 

nebst Heißgetränken habe daher lediglich der Ausgestaltung des Ar-

beitsplatzes und der Schaffung günstiger betrieblicher Arbeitsbedin-

gungen gedient.

BFH, Pressemitteilung Nr. 58 vom 19.9.2019 zu Urteil vom 3.7.2019, 

Az. VI R 36/17

Kassengesetz: Belegausgabepflicht ab 01.01.2020

Ab dem 01.01.2020 besteht die Pflicht zur Ausgabe von Belegen. Dies 

ergibt sich aus dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digita-

len Grundaufzeichnungen vom 22.12.2016, dem so genannten Kassen-

gesetz, wie das Bundesfinanzministerium (BMF) mitteilt. Ziel sei mehr 

Steuergerechtigkeit.

Der Beleg könne elektronisch oder in Papierform ausgestellt werden. 

Das Erstellen des Belegs müsse in unmittelbarem zeitlichem Zusam-

menhang mit dem Geschäftsvorgang erfolgen.

Die Pflichtangaben aufgrund der Absicherung der Daten seien in § 6 

der Kassensicherungsverordnung geregelt. Diese umfassen laut Bun-

desfinanzministerium neben dem vollständigen Namen und der voll-

ständigen Anschrift des leistenden Unternehmers unter anderem das 

Datum der Belegausstellung, den Zeitpunkt des Vorgangbeginns und 

der Vorgangsbeendigung, die Menge und die Art der gelieferten Ge-

genstände beziehungsweise den Umfang und die Art der Leistung, das 

Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbetrag für die Lieferung 

oder Leistung in einer Summe sowie den anzuwendenden Steuersatz 

oder im Fall einer Steuerbefreiung einen Hinweis darauf, dass für die 

Lieferung oder sonstige Leistung eine Steuerbefreiung gilt.

Die Pflicht erstrecke sich nicht auf die Mitnahme des Belegs, sondern 

bestehe nur in Bezug auf die Ausgabe eines Belegs und die Pflicht zum 

unmittelbaren zur Verfügung stellen, so das BMF.

Werde gegen die Belegausgabepflicht verstoßen, könnte dies als Indiz 

dafür gewertet werden, dass den Aufzeichnungspflichten nicht ent-

sprochen wurde. Der Verstoß sei aber nicht bußgeldbewährt.

Bundesfinanzministerium, PM vom 19.11.2019

Bundesärztekammer: Moderne Vergütung statt 
Einheits-Bürokratie

Für eine moderne Vergütung der ambulanten ärztlichen Versorgung 

soll die von der Bundesregierung berufene wissenschaftliche Kommis-

sion bis Ende 2019 Vorschläge unterbreiten. In einer gemeinsamen Er-

klärung erläutern die Bundesärztekammer, der Verband der Privaten 

Krankenversicherung und der Verband der Privatärztlichen Verrech-

nungsstellen, wie dieses Ziel des Koalitionsvertrages in der Praxis am 

besten erreicht werden kann:

Jedes Vergütungssystem soll eine gute ärztliche Versorgung ermögli-

chen. Politisch motivierte Experimente mit einer Einheits-Gebühren-

ordnung würden der Realität der komplexen medizinischen Leistungen 

und Möglichkeiten nicht gerecht. Sie gingen letztlich auf Kosten der 

Qualität und damit zu Lasten der Versorgung der Patienten.

Für die von gesetzlich und privat Versicherten gemeinsam in Anspruch 

genommene medizinische Versorgung in Deutschland bringt es spür-

bare Vorteile, dass im Hintergrund zwei unterschiedliche ärztliche 

Vergütungssysteme wirken, die sich sehr gut ergänzen. Durch den 

Wettbewerb von GKV und PKV erfüllen die Vergütungssysteme eine 

gegenseitige Korrektivfunktion, was die Versorgung deutlich verbes-

sert. Von diesem Qualitätsgewinn profitieren alle Patienten.

Die Bundesregierung ist deshalb gut beraten, wenn sie dem Leitsatz 

des Koalitionsvertrags gerecht wird: „Sowohl die ambulante Honorar-

ordnung in der Gesetzlichen Krankenversicherung (EBM), als auch die 

Gebührenordnung der Privaten Krankenversicherung (GOÄ) müssen 

reformiert werden.“

Zur Modernisierung der GOÄ liegt bereits ein umfassendes Konzept 

vor. Der gemeinsam von Ärzteschaft, PKV und Beihilfe entwickelte 



Vorschlag umfasst den neuesten Stand der Technik, garantiert eine 

rasche Integration zukünftiger medizinischer Innovationen und stärkt 

die „sprechende Medizin“, also die persönliche Zuwendung der Ärzte 

zu ihren Patienten.

Im Interesse der Patienten sollte auch der „Einheitliche Bewertungs-

maßstab“ (EBM) - das Vergütungssystem der GKV - weiterentwickelt 

werden. Das gilt z.B. für die EBM-typische Quartalsvergütung, wonach 

viele Behandlungen nur mit einer festen Honorarsumme für das ganze 

Quartal bezahlt werden, unabhängig von der Häufigkeit der Arztkon-

takte. Diese Quartalssystematik - und nicht die Privatpatienten - sind 

eine Ursache für Wartezeiten im System der GKV.

Reformen sowohl innerhalb des Vergütungssystems der GKV als auch 

des Systems der PKV sind nicht nur möglich, sondern auch geboten. 

Nicht eine politisch motivierte Vereinheitlichung der Vergütungssys-

teme, sondern die differenzierte Fortentwicklung von EBM und GOÄ 

sind notwendig, um unser Gesundheitssystem auf die Herausforde-

rungen der Zukunft vorzubereiten. Die guten Fortschritte bei der Ent-

wicklung der neuen GOÄ zeigen, dass dies gelingen kann.

Bundesärztekammer, Pressemitteilung vom 13.11.2019

Verordnung zur Änderung der Apothekenbetriebs-
ordnung und der Arzneimittelpreisverordnung

Die Verordnung zur Änderung der Apothekenbetriebsordnung und der 

Arzneimittelpreisverordnung wurde im Bundesgesetzblatt veröffent-

licht. Die Änderungen der Apothekenbetriebsordnung sind ab sofort 

gültig, die Änderungen in der Arzneimittelpreisverordnung gelten erst 

ab dem 01.01.2020. Darauf weist die Apothekerkammer Hessen hin.

§ 17 Abs. 2 der Apothekenbetriebsordnung wurde neu geregelt. Der 

Botendienst ist nun nicht mehr, wie bisher, auf den Einzelfall be-

schränkt, sondern kann als eine weitere reguläre Serviceleistung an-

geboten werden. Ab sofort sind hier die Vorgaben des Versandhandels 

im Sinne einer kostenlosen Zweitzustellung zu beachten. Des Weiteren 

ist klargestellt, dass die Auslieferung durch pharmazeutisches Perso-

nal zu erfolgen hat, wenn eine Beratung vorher nicht stattgefunden 

hat, dies gilt für alle Arzneimittel; sowohl für verschreibungspflichtige 

Arzneimittel als auch für OTC-Produkte. Gleichzeitig müssen die für 

das Arzneimittel geltenden Temperaturanforderungen während des 

Transportes eingehalten werden. Für Privatpatienten darf künftig bei 

Rezepten gegen preiswertere, wirkstoffgleiche Arzneimittel ausge-

tauscht werden.

Mit § 17 Abs. 5 Satz 2 wird eine konkrete und gesetzliche Aut-idem-

Regel für PKV-Versicherte, Selbstzahler und Beihilfeempfänger ein-

geführt. Dieses PKV-Aut-idem hatten die Apotheker beim Deutschen 

Apothekertag 2018 in einem Antrag gefordert. Diese Neuregelung be-

inhaltet aber keine Verpflichtung, sondern lediglich eine Möglichkeit 

für den Apotheker, eine schnelle Belieferung des Rezeptes zu ermög-

lichen.

Ab 01.01.2020 wird der Notdienstzuschlag pro rezeptpflichtigem Arz-

neimittel von 16 auf 21 Cent erhöht. Bei den dokumentationspflich-

tigen Arzneimitteln (z.B. Betäubungsmittel) erhöht sich der Zuschlag 

von 2,91 auf 4,26 Euro pro Abgabe.

Apothekerkammer Hessen, Mitteilung vom 22.10.2019

Weniger Azubis in Heilmittelberufen

Bei mehreren Heilmittelberufen ist die Zahl der Auszubildenden seit 

2010 tendenziell rückläufig. Das geht aus der Antwort (19/14010) der 

Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/13644) der Grünen-Frak-

tion hervor.

So wurden im Ausbildungsjahr 2010/2011 bundesweit noch 23.139 

Schüler in der Physiotherapie registriert, im Ausbildungsjahr 2017/2018 

waren es 21.220 Schüler. Auch in der Ergotherapie, Logopädie und Po-

dologie gingen im selben Zeitraum die Ausbildungszahlen zurück.

In der Ergotherapie gab es 2010/2011 noch 9.715 Azubis, 2017/2018 

waren es 9.176 Schüler. In der Logopädie sank die Zahl der Schüler von 

3.648 auf 3.237, in der Podologie von 1.337 auf 1.149 Schüler.

Bundestag, hib-Meldung Nr. 1303/2019 vom 20.11.2019



Gewerbe-
treibende

Kleinunternehmer: Umsatzgrenze steigt ab 2020

Der Bundesrat hat dem Bürokratieentlastungsgesetz III zugestimmt 

und damit eine wichtige Erleichterung für Kleinunternehmer möglich 

gemacht.

Unternehmern mit geringen Einnahmen soll kein übermäßiger büro-

kratischer Aufwand entstehen. Deshalb gibt es die Kleinunternehmer-

Regelung. Der Kleinunternehmer-Status ist dabei an die Höhe des Um-

satzes gekoppelt.

Als Kleinunternehmer stellen Sie Ihren Kunden keine Umsatzsteuer in 

Rechnung und zahlen keine Umsatzsteuer an das Finanzamt. Im Ge-

genzug dürfen Sie aber auch keine Vorsteuer abziehen.

 � Bisher galt: Im Vorjahr darf der Umsatz 17.500 Euro nicht über-

schritten haben und im laufenden Jahr voraussichtlich nicht über 

50.000 Euro liegen.

 � Ab 2020 gilt: Im Vorjahr darf der Umsatz 22.000 Euro nicht über-

schritten haben und im laufenden Jahr (wie bisher) voraussichtlich 

nicht über 50.000 Euro liegen.

Für die Kleinunternehmer-Regelung spricht insbesondere der Wettbe-

werbsvorteil bei Verkäufen an Privatpersonen und Unternehmer, die 

nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind. Dazu kommt der geringere 

bürokratische Aufwand.

Von Nachteil ist der Kleinunternehmer-Status vor allem dann, wenn 

hohe, mit Umsatzsteuer belastete Ausgaben anfallen und größere be-

triebliche Investitionen getätigt werden.

Verzichten Sie auf die Kleinunternehmer-Regelung, was jederzeit mög-

lich ist, unterliegen Ihre Leistungen der Regelbesteuerung. Sie müssen 

dann Umsatzsteuer ausweisen und an das Finanzamt abführen, dürfen 

aber auch Vorsteuer abziehen.

Für den Verzicht auf die Kleinunternehmer-Regelung (= Option zur 

Regelbesteuerung) gibt es keine besonderen Formvorschriften. Neben 

der schriftlichen Mitteilung des Verzichts steht Ihnen der Weg der Ab-

gabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen oder einer Umsatzsteuer-

Jahreserklärung mit Eintragungen in den für Regelbesteuerer vorgese-

henen Feldern offen.

Verzichten Sie auf die Kleinunternehmer-Regelung, bleiben Sie min-

destens fünf Jahre an Ihre Entscheidung gebunden. Die fünfjährige 

Bindungsfrist sollten Sie unbedingt berücksichtigen, wenn Sie freiwillig 

vom Kleinunternehmer-Status zur Regelbesteuerung wechseln.

Investitionsabzugsbetrag: Hinzurechnung erhöht 
nicht Kapitalkonto des Kommanditisten

Der nach § 7g Abs. 2 EStG im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder 

Herstellung des begünstigten Wirtschaftsguts hinzuzurechnende Be-

trag wirkt sich nicht auf das Kapitalkonto des Kommanditisten i. S. v. § 

15a EStG aus. Dies hat der 13. Senat des Finanzgerichts Münster ent-

schieden.

Der Kläger war alleiniger Kommanditist einer KG, die für die künftige 

Anschaffung diverser Wirtschaftsgüter einen Investitionsabzugsbe-

trag nach § 7g Abs. 1 EStG gebildet hatte. Im Folgejahr, dem Streitjahr 

2008, schaffte sie einige dieser Wirtschaftsgüter an und rechnete in-

soweit den Investitionsabzugsbetrag außerhalb der Bilanz gewinner-

höhend hinzu. Der sich danach ergebende Verlust der KG entfiel in 

vollem Umfang auf den Kläger. Das Finanzamt stellte den von der KG 

für den Kläger erklärten Verlust jedoch nicht als ausgleichsfähig fest, 

da der Hinzurechnungsbetrag das Kapitalkonto des Kommanditisten 

nicht erhöhe und sich deshalb ein negatives Kapitalkonto des Klägers 

ergebe.

Die hiergegen erhobene Klage hat der 13. Senat des Finanzgerichts 

Münster abgewiesen. Der Hinzurechnungsbetrag nach § 7g Abs. 2 

EStG sei nicht in die Berechnung des Kapitalkontos einzubeziehen. 

Dieses setze sich allein aus dem in der Steuerbilanz der KG enthaltenen 

Kapitalkonto des Kommanditisten und einer etwaigen Ergänzungsbi-

lanz zusammen. Außerbilanzielle Korrekturen beeinflussten das Kapi-

talkonto dagegen nicht, da es sich nicht um Bilanzpositionen handele. 

Der Investitionsabzugsbetrag habe weder Einfluss auf das Betriebsver-

mögen der KG noch auf die Außenhaftung des Kommanditisten. Diese 

Sichtweise entspreche auch dem Regelungszweck des § 15a EStG, der 

eine Verlustzurechnung nach der tatsächlichen wirtschaftlichen Belas-

tung des Kommanditisten darstellen solle.

FG Münster, Mitteilung vom 15.10.2019 zum Urteil 13 K 2320/15 vom 

14.08.2019; BFH-Az.: IV R 26/19



Kassengesetz: Belegausgabepflicht ab 01.01.2020

Ab dem 01.01.2020 besteht die Pflicht zur Ausgabe von Belegen. Dies 

ergibt sich aus dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digita-

len Grundaufzeichnungen vom 22.12.2016, dem so genannten Kassen-

gesetz, wie das Bundesfinanzministerium (BMF) mitteilt. Ziel sei mehr 

Steuergerechtigkeit.

Der Beleg könne elektronisch oder in Papierform ausgestellt werden. 

Das Erstellen des Belegs müsse in unmittelbarem zeitlichem Zusam-

menhang mit dem Geschäftsvorgang erfolgen.

Die Pflichtangaben aufgrund der Absicherung der Daten seien in § 6 

der Kassensicherungsverordnung geregelt. Diese umfassen laut Bun-

desfinanzministerium neben dem vollständigen Namen und der voll-

ständigen Anschrift des leistenden Unternehmers unter anderem das 

Datum der Belegausstellung, den Zeitpunkt des Vorgangbeginns und 

der Vorgangsbeendigung, die Menge und die Art der gelieferten Ge-

genstände beziehungsweise den Umfang und die Art der Leistung, das 

Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbetrag für die Lieferung 

oder Leistung in einer Summe sowie den anzuwendenden Steuersatz 

oder im Fall einer Steuerbefreiung einen Hinweis darauf, dass für die 

Lieferung oder sonstige Leistung eine Steuerbefreiung gilt.

Die Pflicht erstrecke sich nicht auf die Mitnahme des Belegs, sondern 

bestehe nur in Bezug auf die Ausgabe eines Belegs und die Pflicht zum 

unmittelbaren zur Verfügung stellen, so das BMF.

Werde gegen die Belegausgabepflicht verstoßen, könnte dies als Indiz 

dafür gewertet werden, dass den Aufzeichnungspflichten nicht ent-

sprochen wurde. Der Verstoß sei aber nicht bußgeldbewährt.

Bundesfinanzministerium, PM vom 19.11.2019

EU-Kommission begrüßt Annahme neuer Regeln für 
grenzüberschreitende Mobilität von Unternehmen

Die EU-Mitgliedstaaten haben am 18.11.2019 neue Vorschriften an-

genommen, die europäischen Unternehmen Zusammenschlüsse, 

Spaltungen oder Umzüge erleichtern sollen und gleichzeitig strenge 

Schutzbestimmungen vorsehen. EU-Justizkommissarin Věra Jourová 

begrüßte den Beschluss: „Diese neuen Vorschriften bieten Unterneh-

men mehr Chancen im europäischen Binnenmarkt. Gleichzeitig wer-

den mit den neuen Regeln strenge Vorschriften zum Schutz von Arbeit-

nehmerrechten und gegen Missbrauch geschaffen.“

Die neuen Vorschriften werden die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-

nehmen verbessern und es diesen erleichtern, EU-weit zu expandie-

ren. Ferner enthalten sie strenge Schutzvorschriften für Arbeitneh-

mer, Minderheitsgesellschafter und Gläubiger und stellen sicher, dass 

grenzüberschreitende Geschäfte nicht für betrügerische oder unlaute-

re Zwecke missbraucht werden.

Gesellschaften werden künftig von einem umfassenden Paket europäi-

scher Vorschriften profitieren, die den Umzug von einem Mitgliedstaat 

in einen anderen oder grenzüberschreitende Aufspaltungen in mehrere 

Gesellschaften regeln.

Gleichzeitig können die nationalen Behörden dank der neuen Vor-

schriften künftig grenzüberschreitende Geschäfte stoppen, wenn diese 

missbräuchlichen oder betrügerischen Zwecken, die zur Vermeidung 

oder Umgehung von nationalem oder EU-Recht führen, oder kriminel-

len Zwecken dienen.

Ferner werden solide Garantien zum Schutz von Arbeitnehmern - ins-

besondere was ihre Rechte auf Unterrichtung, Anhörung und Mitbe-

stimmung anbelangt - sowie von Minderheitsgesellschaftern und 

Gläubigern bei grenzüberschreitenden Geschäften geschaffen. Im 

Vergleich zur derzeitigen Situation mit uneinheitlichen Vorschriften 

und mangelnder Rechtssicherheit wird dies den Schutz der Beteiligten 

erheblich verbessern

Die Richtlinie tritt 20 Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 

der Europäischen Union in Kraft. Die Mitgliedstaaten haben dann 36 

Monate Zeit, die für ihre Umsetzung erforderlichen Maßnahmen ein-

zuleiten.

Hintergrund: Die Richtlinie gehört zu den beiden Vorschlägen, die die 

EU-Kommission im April 2018 zur Modernisierung des EU-Gesell-

schaftsrechts vorgelegt hat. Der andere Vorschlag - eine Richtlinie im 

Hinblick auf den Einsatz digitaler Werkzeuge und Verfahren im Gesell-

schaftsrecht - wurde im Juni 2019 angenommen. 

EU-Kommission, Pressemitteilung vom 18.11.2019



Bürokratieentlastungsgesetz III verabschiedet: Ein 
kurzer Überblick über die wichtigsten Maßnahmen

Umsatzsteuer

 � Existenzgründer, deren zu entrichtende Umsatzsteuer voraussicht-

lich 7.500 Euro nicht überschreitet, müssen nur noch vierteljähr-

lich eine Umsatzsteuer-Voranmeldung abgeben statt wie bisher 

monatlich. Diese Maßnahme gilt allerdings nur befristet für die 

Besteuerungszeiträume 2021 bis 2026.

 � Ab dem 1.1.2020 wird die Umsatzgrenze für Kleinunternehmer an-

gehoben: Die Kleinunternehmer-Regelung kann dann in Anspruch 

genommen werden, wenn der Umsatz im vergangenen Kalender-

jahr die Grenze von 22.000 Euro nicht überstiegen hat – bisher liegt 

die Grenze bei 17.500 Euro. Weiterhin gilt, dass der Umsatz im lau-

fenden Kalenderjahr 50.000 Euro voraussichtlich nicht überschrei-

ten darf (ausführlicher dazu hier).

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer

 � Wenn Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern zusätzlich zum Gehalt die 

Kosten für die Teilnahme an gesundheitsfördernden Maßnahmen 

ersetzen, ist diese Leistung ab 2020 bis 600 Euro pro Jahr steuer-

frei. Bisher liegt die Grenze bei 500 Euro.

 � Bei kurzfristigen Beschäftigungen ist ab 2020 die pauschale Lohn-

steuer von 25% möglich bis zu einem durchschnittlichen Arbeits-

lohn von 120 Euro. Bisher galten hier 72 Euro. Der pauschalierungs-

fähige durchschnittliche Stundenlohn steigt von 12 Euro auf 15 

Euro.

 � Krankenkassen sollen Arbeitgeber künftig auf Abruf elektronisch 

über Beginn und Dauer der Arbeitsunfähigkeit eines gesetzlich ver-

sicherten Arbeitnehmers informieren (Elektronische Arbeitsunfä-

higkeitsbescheinigung).

Leider nicht umgesetzt wurden unter anderem

 � die Verkürzung der Aufbewahrungsfristen im Steuer- und Handels-

recht von 10 auf 8 Jahre,

 � die Verkürzung der Abschreibungsdauer für digitale Innovationsgü-

ter,

 � die Anhebung der Umsatzgrenze bei der Ist-Besteuerung auf 

600.000 Euro (dann wäre sie gleich hoch gewesen wie die Buch-

führungsgrenze),

 � eine Anhebung der GWG-Grenze auf 1.000 Euro,

 � die Abschaffung der Sammelposten,

 � die Anhebung und Dynamisierung der Einkommensgrenze bei Mini-

jobs, die es leider nicht mal bis in den Referentenentwurf geschafft 

hatte.

Investitionsabzugsbetrag beim betrieblichen Pkw

Steuerpflichtige können für die künftige Anschaffung oder Herstel-

lung von abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagever-

mögens, die mindestens bis zum Ende des dem Wirtschaftsjahr der 

Anschaffung oder Herstellung folgenden Wirtschaftsjahres in einer 

inländischen Betriebsstätte des Betriebes ausschließlich oder fast aus-

schließlich betrieblich genutzt werden, bis zu 40 % der voraussichtli-

chen Anschaffungs- oder Herstellungskosten gewinnmindernd abzie-

hen. Dabei spricht man vom sogenannten Investitionsabzugsbetrag, 

welcher in § 7g des Einkommensteuergesetzes (EStG) geregelt ist.

Systematisch handelt es sich dabei grundsätzlich um eine Vorweg-

nahme von Abschreibungen, sodass zur Stärkung der Investitionskraft 

der Unternehmer bereits vor der tatsächlichen Investition bzw. vor 

Anschaffung oder Herstellung schon eine Steuerminderung erfährt, 

wodurch die eigentliche Investition erleichtert werden soll.

Wie oben dargelegt, ist unter anderem Voraussetzung für die Inan-

spruchnahme eines Investitionsabzugsbetrages, dass das Wirtschafts-

gut bis zum Ende des dem Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder 

Herstellung folgenden Wirtschaftsjahrs ausschließlich oder fast aus-

schließlich betrieblich genutzt wird. Ausschließlich bedeutet in diesem 

Zusammenhang eine 100-prozentige Nutzung für betriebliche Zwecke. 

Was fast ausschließlich bedeutet ist im Gesetz nicht weiter geklärt. In 

der Praxis ist dies dennoch nicht umstritten, da im Verwaltungswege 

noch eine 90 %ige betriebliche Nutzung als fast ausschließlich ange-

sehen wird.

In einem Streitfall vor dem Finanzgericht Münster hatte ein Rechts-

anwalt für die geplante Anschaffung seines Fahrzeuges einen entspre-

chenden Investitionsabzugsbetrag gewinn- und dem folgend steuer-

mindernd berücksichtigt. Die Privatnutzung für dieses Fahrzeug wurde 

jedoch anhand der pauschalen Ein-Prozent-Methode ermittelt, wes-

halb nicht dargelegt werden konnte, wie hoch die tatsächliche betrieb-



liche Nutzung des Wagens ist. Daher nahm das Finanzamt an, dass 

eine ausschließliche oder fast ausschließliche betriebliche Nutzung 

des Firmenfahrzeugs nicht gegeben sei und ließ die Gewinnminderun-

gen durch den Investitionsabzugsbetrag nicht zu.

In der dagegen gerichteten Klage legte der Rechtsanwalt mangels 

Fahrtenbüchern Aufzeichnungen vor, in denen eine Mitarbeiterin an-

hand des Terminkalenders des Rechtsanwaltes nachträglich die be-

trieblichen Fahrten aufgeführt hatte. Die Laufleistung und der Kilo-

meterstand des Fahrzeuges wurden anhand von Werkstattrechnungen 

und Fotos des Tachometers dargelegt. Rechnerisch konnte so ermittelt 

werden, dass der betriebliche Nutzungsanteil des Fahrzeugs knapp 

über 90 % liegt.

Das Finanzgericht Münster erkannte diese Aufzeichnung mit Urteil 

vom 10.07.2019 unter dem Aktenzeichen 7 K 2862/17 G jedoch nicht 

an. Die Begründung der erstinstanzlichen Richter dazu: Eine fast aus-

schließlich betriebliche Nutzung kann nicht anhand der eingereichten 

Aufstellung nachgewiesen werden, da diese nicht den Anforderungen 

an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch genügen.

Das Gericht führte weiter aus: Selbst wenn man der Meinung ist, dass 

der Nachweis einer fast ausschließlichen betrieblichen Nutzung auch 

durch andere Unterlagen (als ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch) ge-

führt werden kann, reichen die vorliegenden Aufzeichnung dafür nicht 

aus.

So konnte der Rechtsanwalt insbesondere die gesamte Fahrleistung 

für den maßgeblichen Zeitraum bis zum Ende des Wirtschaftsjahres, 

welches der Anschaffung oder Herstellung folgt, nicht nachweisen. 

Im Hinblick auf diese Tatsache und darauf, dass die 90 %-Grenze 

nur knapp überschritten war, vertraten die erstinstanzlichen Richter 

schlicht die Auffassung, dass strenge Maßstäbe an den Nachweis der 

fast ausschließlichen Nutzung anzulegen sind.

Nachvollziehbar argumentierten die Richter ebenso, dass die betrieb-

lichen Fahrten des Klägers mit dem Firmenfahrzeug aufgrund einer 

entsprechenden Aufzeichnung nicht nachgewiesen werden können. 

Immerhin standen dem Rechtsanwalt auch noch andere Fahrzeuge 

im Privatvermögen zur Verfügung, mit denen er entsprechende be-

triebliche Fahrten hätte unternehmen können. Weiterhin ist nicht 

auszuschließen, dass auch einige betriebliche Fahrten mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln durchgeführt wurden. Gerade im Hinblick auf die nur 

knappe Überschreitung der 90 %-Grenze reicht eine nachträglich, an-

hand des Terminkalenders erstellte Auflistung von betrieblichen Fahr-

ten nicht aus, um die fast ausschließliche betriebliche Nutzung eines 

Firmenfahrzeugs darzulegen.

Gegen die erstinstanzliche Entscheidung des Finanzgerichtes Münster 

ist die Revision beim Bundesfinanzhof in München unter dem Akten-

zeichen VIII R 24/19 anhängig. Betroffene, bei denen der Sachverhalt 

daher bereits realisiert ist und die ein entsprechendes Problem mit 

dem Finanzamt haben, sollten sich an das Musterverfahren anhängen.

All denjenigen, die den Sachverhalt noch gestalten können, sei gera-

ten, mindestens für die ersten beiden Jahre eine zeitnahe Auflistung 

der betrieblichen und privaten Fahrten mit dem Dienstfahrzeug an-

zufertigen, damit so die fast ausschließliche betriebliche Nutzung 

tatsächlich nachgewiesen werden kann. Ob die obersten Finanzrichter 

der Republik in diesem Zusammenhang auch ein ordnungsgemäßes 

Fahrtenbuch fordern oder nicht, ist derzeit ungewiss. Wer daher sicher 

gehen möchte, sollte insoweit auch bereits ein ordnungsgemäßes 

Fahrtenbuch erstellen. Dies ist nicht die schönste Empfehlung, aber 

sicherlich der derzeit sicherste Weg.



GmbH- 
Geschäfts-
führer

Investitionsabzugsbetrag: Hinzurechnung erhöht 
nicht Kapitalkonto des Kommanditisten

Der nach § 7g Abs. 2 EStG im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder 

Herstellung des begünstigten Wirtschaftsguts hinzuzurechnende Be-

trag wirkt sich nicht auf das Kapitalkonto des Kommanditisten i. S. v. § 

15a EStG aus. Dies hat der 13. Senat des Finanzgerichts Münster ent-

schieden.

Der Kläger war alleiniger Kommanditist einer KG, die für die künftige 

Anschaffung diverser Wirtschaftsgüter einen Investitionsabzugsbe-

trag nach § 7g Abs. 1 EStG gebildet hatte. Im Folgejahr, dem Streitjahr 

2008, schaffte sie einige dieser Wirtschaftsgüter an und rechnete in-

soweit den Investitionsabzugsbetrag außerhalb der Bilanz gewinner-

höhend hinzu. Der sich danach ergebende Verlust der KG entfiel in 

vollem Umfang auf den Kläger. Das Finanzamt stellte den von der KG 

für den Kläger erklärten Verlust jedoch nicht als ausgleichsfähig fest, 

da der Hinzurechnungsbetrag das Kapitalkonto des Kommanditisten 

nicht erhöhe und sich deshalb ein negatives Kapitalkonto des Klägers 

ergebe.

Die hiergegen erhobene Klage hat der 13. Senat des Finanzgerichts 

Münster abgewiesen. Der Hinzurechnungsbetrag nach § 7g Abs. 2 

EStG sei nicht in die Berechnung des Kapitalkontos einzubeziehen. 

Dieses setze sich allein aus dem in der Steuerbilanz der KG enthaltenen 

Kapitalkonto des Kommanditisten und einer etwaigen Ergänzungsbi-

lanz zusammen. Außerbilanzielle Korrekturen beeinflussten das Kapi-

talkonto dagegen nicht, da es sich nicht um Bilanzpositionen handele. 

Der Investitionsabzugsbetrag habe weder Einfluss auf das Betriebsver-

mögen der KG noch auf die Außenhaftung des Kommanditisten. Diese 

Sichtweise entspreche auch dem Regelungszweck des § 15a EStG, der 

eine Verlustzurechnung nach der tatsächlichen wirtschaftlichen Belas-

tung des Kommanditisten darstellen solle.

FG Münster, Mitteilung vom 15.10.2019 zum Urteil 13 K 2320/15 vom 

14.08.2019; BFH-Az.: IV R 26/19

Vertrauensschutz bei nachträglichen Anschaffungs-
kosten: Feststellung des Jahresabschlusses als Indiz 
für Bestand von Gesellschafterforderungen

Steuerpflichtige, die ihrer GmbH als Gesellschafter bis zum 27.09.2017 

eine (ehemals) eigenkapitalersetzende Finanzierungshilfe geleistet ha-

ben, können den Ausfall ihrer Rückzahlungs- oder Regressansprüche 

im Fall der Veräußerung oder Auflösung der Gesellschaft als nach-

trägliche Anschaffungskosten geltend machen. Dies hat der Bundes-

finanzhof (BFH) bekräftigt. Bestreitet das Finanzamt, dass eine in der 

Bilanz der Gesellschaft ausgewiesene Verbindlichkeit gegenüber dem 

Gesellschafter bestand, spreche die Feststellung des Jahresabschlusses 

indiziell dafür, dass dem Gesellschafter eine Forderung in der ausge-

wiesenen Höhe zustand.

Mit Urteil vom 27.09.2017 hatte der BFH seine langjährige Rechtspre-

chung zu nachträglichen Anschaffungskosten bei der Veräußerung 

von Anteilen an Kapitalgesellschaften (§ 17 Einkommensteuergesetz 

– EStG) geändert. Obwohl der Grund für die Änderung der Rechtspre-

chung schon seit 2008 bestand (Aufhebung des Eigenkapitalersatz-

rechts durch das Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und 

zur Bekämpfung von Missbräuchen – MoMiG), hat der BFH in jener 

Entscheidung angekündigt, die bisherigen Grundsätze in allen Fällen 

weiter anzuwenden, in denen der Sachverhalt am 27.09.2017 bereits 

verwirklicht war. Im Streitfall ist das Finanzgericht (FG) dieser Recht-

sprechung entgegengetreten.

Der BFH hat die Sichtweise der Vorinstanz zurückgewiesen. Nach dem 

Urteil des BFH habe der Gesetzgeber des MoMiG die Folgen der Aufhe-

bung des Eigenkapitalersatzrechts für das Steuerrecht weder bedacht 

noch geregelt. Demzufolge ergäben sich aus dem MoMiG auch kei-

ne verbindlichen gesetzlichen Vorgaben für die Anwendung von § 17 

Absatz 2 Satz 1 EStG. Ändert der BFH bei im Übrigen unverändertem 

Wortlaut der anzuwendenden Norm seine langjährige Rechtsprechung 

verschärfend, könne er typisierenden Vertrauensschutz gewähren.

Im Streitfall war der Kläger Alleingesellschafter und -geschäftsführer 

einer GmbH. In einem Darlehensrahmenvertrag war seit 1999 verein-

bart, dass Auslagen und sonstige Einlagen des Klägers bei der GmbH 

auf einem Darlehenskonto erfasst werden sollten. Das Darlehen sollte 

in der Krise der Gesellschaft stehen bleiben. Seit 2009 liquidierte der 



Kläger die GmbH. Die letzte Bilanz weist nur noch das gezeichnete Ka-

pital und die verbliebene Verbindlichkeit gegenüber dem Kläger aus. 

Das Finanzamt bestritt den Bestand der Forderung und machte, soweit 

Unterlagen noch zur Verfügung standen, Mängel der Buchführung gel-

tend. Das FG hat die Klage abgewiesen und unter anderem ausgeführt, 

der Kläger müsse den Endbestand des Darlehens über den gesamten 

Zeitraum seiner Entstehung lückenlos nachweisen. Das sei ihm nicht 

gelungen.

Demgegenüber konnte das FG nach dem Urteil des BFH im Streitfall 

nicht nach der Feststellungslast (zulasten des Klägers) entscheiden. 

Denn der Bestand der (ausgefallenen) Gesellschafterforderung habe 

sich indiziell dem Grunde und der Höhe nach aus dem festgestellten 

Jahresabschluss der GmbH ergeben. Mit der förmlichen Feststellung 

des Jahresabschlusses hätten die Gesellschafter zugleich die darin ab-

gebildeten Rechtsverhältnisse untereinander und im Verhältnis zur 

Gesellschaft bestätigt. Steuerrechtlich habe sich daraus zumindest ein 

Indiz für das Bestehen der Gesellschafterforderung ergeben. Im Streit-

fall reichte dem BFH dieses Indiz, um das Urteil der Vorinstanz aufzu-

heben und der Klage stattzugeben.

Welche Anforderungen an die Darlegung und den Nachweis einer Ge-

sellschafterforderung zu stellen sind, wenn der Jahresabschluss der 

GmbH nicht förmlich festgestellt ist (zum Beispiel, weil sich die Gesell-

schafter nicht einigen können), war im Streitfall nicht zu entscheiden.

Bundesfinanzhof, IX R 13/18

Steuerliche Förderung der betrieblichen Alters- 
versorgung: Zur wahlweisen Verwendung  
vermögenswirksamer Leistungen

Das Bundesfinanzministerium (BMF) nimmt in einem aktuellen Sch-

reiben zur wahlweisen Verwendung von vermögenswirksamen Leis-

tungen zum Zwecke der betrieblichen Altersversorgung und zu in die-

sem Zusammenhang gewährten Erhöhungsbeträgen des Arbeitgebers 

Stellung.

Mit § 100 des Einkommensteuergesetzes (EStG) sei zum 01.01.2018 

durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz ein neues Fördermodell zur 

betrieblichen Altersversorgung mittels BAV-Förderbetrag eingeführt 

worden. Nach § 100 Absatz 3 Nr. 2 EStG könne der BAV-Förderbetrag 

nur für einen vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 

Arbeitslohn erbrachten Beitrag zur betrieblichen Altersversorgung an 

einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine Direktversi-

cherung beansprucht werden. Die zusätzlichen Beiträge könnten zum 

Beispiel tarifvertraglich, durch eine Betriebsvereinbarung oder auch 

einzelvertraglich festgelegt sein. Im Gesamtversicherungsbeitrag des 

Arbeitgebers enthaltene Finanzierungsanteile des Arbeitnehmers so-

wie die mittels Entgeltumwandlung finanzierten Beiträge oder Eigen-

beteiligungen des Arbeitnehmers sind laut BMF nicht begünstigt.

Macht ein Arbeitnehmer (zum Beispiel aufgrund eines entsprechenden 

Tarifvertrags) von der Möglichkeit Gebrauch, zusätzliche vermögen-

wirksame Leistungen des Arbeitgebers für den Aufbau einer betrieb-

lichen Altersversorgung über die Durchführungswege Pensionsfonds, 

Pensionskasse oder Direktversicherung im Rahmen einer Entgeltum-

wandlung zu verwenden, seien diese Beiträge unter den sonstigen Vo-

raussetzungen nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei.

Dies gelte auch für in diesem Zusammenhang gewährte Erhöhungs-

beträge des Arbeitgebers (zum Beispiel erhöhter Beitrag zur betriebli-

chen Altersversorgung in Höhe von 26 Euro statt vermögenswirksamer 

Leistungen in Höhe von 6,65 Euro) und für Erhöhungsbeträge des Ar-

beitgebers, die von einer zusätzlichen Entgeltumwandlung abhängen 

(zum Beispiel erhöhter Beitrag zur betrieblichen Altersversorgung in 

Höhe von 50 Euro, wenn der Arbeitnehmer 13 Euro seines Arbeitslohns 

umwandelt).

Die zuvor genannten Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung (für 

die betriebliche Altersversorgung verwendete vermögenswirksame 

Leistungen und Erhöhungsbeträge) erfüllten jedoch nicht die Voraus-

setzungen für den BAV-Förderbetrag. Die Voraussetzung „zusätzlich 

zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ (§ 100 Absatz 3 Nr. 2 EStG) 

sei nicht erfüllt. Es entspreche im Übrigen auch nicht der Intention des 

Betriebsrentenstärkungsgesetzes, entsprechende Beiträge, die auch zu 

einer Zuschusspflicht nach § 1a Absatz 1a und § 23 Absatz 2 des Be-

triebsrentengesetzes führen, zu fördern.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 08.08.2019, IV C 5 – S 

233/19/10001



Unbelegte Brötchen mit einem Heißgetränk sind kein 
Frühstück

Unbelegte Backwaren mit einem Heißgetränk sind kein Frühstück im 

lohnsteuerrechtlichen Sinne, wie der BFH entschieden hat.

Im Streitfall hatte der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern unbelegte 

Backwaren wie Brötchen und Rosinenbrot nebst Heißgetränken zum 

sofortigen Verzehr im Betrieb kostenlos bereitgestellt. Das Finanzamt 

sah dies als ein Frühstück an, das mit den amtlichen Sachbezugswerten 

zu versteuern sei.

Dem folgte der BFH nicht. Die unentgeltliche oder verbilligte Abgabe 

von Speisen und Getränken durch den Arbeitgeber an seine Arbeit-

nehmer könne zu Arbeitslohn führen. Arbeitslohn liege grundsätzlich 

vor, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Mahlzeit, wie ein 

Frühstück, Mittagessen oder Abendessen, unentgeltlich oder verbilligt 

reiche. Davon abzugrenzen seien nicht steuerbare Aufmerksamkeiten, 

die lediglich der Ausgestaltung des Arbeitsplatzes und der Schaffung 

günstiger betrieblicher Arbeitsbedingungen dienten und denen daher 

keine Entlohnungsfunktion zukomme.

Im vorliegenden Fall handele es sich bei den unentgeltlich zugewand-

ten Lebensmitteln nicht um Arbeitslohn in Form kostenloser Mahl-

zeiten, sondern um nicht steuerbare Aufmerksamkeiten. Unbelegte 

Brötchen seien auch in Kombination mit einem Heißgetränk kein Früh-

stück i.S. von § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 der Sozialversicherungsentgeltver-

ordnung. Selbst für ein einfaches Frühstücks müsse jedenfalls noch ein 

Aufstrich oder ein Belag hinzutreten. Die Überlassung der Backwaren 

nebst Heißgetränken habe daher lediglich der Ausgestaltung des Ar-

beitsplatzes und der Schaffung günstiger betrieblicher Arbeitsbedin-

gungen gedient.

BFH, Pressemitteilung Nr. 58 vom 19.9.2019 zu Urteil vom 3.7.2019, 

Az. VI R 36/17

Sachgrundlose Befristung: Zwei Jahre sind zwei Jahre 
– Dienstreise zählt mit

Eine sachgrundlose Befristung des Arbeitsvertrags ist nur bis zur Dauer 

von zwei Jahren zulässig, sodass eine solche Befristung ausgeschlossen 

ist, wenn die zwei Jahre auch nur um einen Tag überschritten werden. 

Dabei sind Dienstreisen dem Arbeitsverhältnis zuzurechnen, wie das 

Landesarbeitsgericht (LAG) Düsseldorf entschieden hat.

Der Kläger, der zuvor als Rechtsanwalt, unter anderem auf dem Ge-

biet des Verwaltungsrechts, tätig war, bewarb sich Mitte August 2016 

auf eine Ausschreibung des Bundesamtes für Migration und Flüchtlin-

ge (BAMF). Die Bewerbung war erfolgreich und der Kläger wurde zu-

nächst befristet für sechs Monate am Standort Düsseldorf eingestellt. 

Das Arbeitsverhältnis begann ausweislich des Arbeitsvertrags am Mon-

tag, den 05.09.2016. In der Zeit vom 05.09.2016 bis zum 23.09.2016 

besuchte der Kläger eine Schulung für Anhörer in Nürnberg. Hierzu 

reiste der in Düsseldorf wohnhafte Kläger im Einvernehmen mit dem 

BAMF bereits am Sonntag, den 04.09.2016 an. Das BAMF erstattete 

ihm die Reisekosten und die Hotelkosten für die Übernachtung vom 

04.09.2016 auf den 05.09.2016. Nach Qualifizierung zum Entscheider 

arbeitete der Kläger ab dem 21.01.2017 als solcher. Mit Vereinbarung 

aus Februar 2017 wurde das Arbeitsverhältnis bis zum 04.09.2018 ver-

längert. Nach Ablauf der Befristung erhielt der Kläger keine unbefriste-

te Stelle. Seine darauf gerichtete Bewerbung war erfolglos.

Mit seiner gegen die Bundesrepublik Deutschland als Anstellungskör-

perschaft gerichteten Klage begehrt der Kläger die Feststellung, dass 

sein Arbeitsverhältnis nicht durch Befristung zum 04.09.2018 beendet 

worden ist und seine Weiterbeschäftigung. Diese Begehren waren vor 

dem LAG erfolgreich. Die sachgrundlose Befristung des Arbeitsver-

trags mit dem Kläger sei unwirksam. Diese sei gemäß § 14 Absatz 2 

Satz 1 Teilzeit- und Befristungsgesetz nur bis zur Dauer von zwei Jahren 

zulässig. Diese Zeitdauer sei hier um einen Tag überschritten gewe-

sen, weil die Dienstreise am 04.09.2016 bereits Arbeitszeit gewesen 

sei. Die einvernehmliche und von der Arbeitgeberin bezahlte Dienst-

reise sei nicht in der Freizeit des Klägers, sondern bereits innerhalb 

des Arbeitsverhältnisses erbracht worden. Sie sei Teil der arbeitsver-

traglich versprochenen Dienste im Sinne des § 611 Absatz 1 Bürger-

liches Gesetzbuch gewesen. Das Arbeitsverhältnis habe damit nicht 

erst am 05.09.2016, sondern bereits am 04.09.2016 begonnen. Der 

Zwei-Jahres-Zeitraum habe mit Ablauf des 03.09.2018 geendet. Die 

Überschreitung der Höchstdauer von zwei Jahren für die sachgrund-

lose Befristung auch um nur einen Tag aufgrund der Dienstreise führe 

dazu, dass mit dem Kläger ein unbefristetes Arbeitsverhältnis bestehe.

LAG Düsseldorf, Urteil vom 09.04.2019, 3 Sa 1126/18, nicht rkr



Weiterbildungen: Beschäftigte mit einem hohen  
Anteil an Routinetätigkeiten nehmen seltener teil

Beschäftigte mit Tätigkeiten, die zu einem großen Teil durch moderne 

Technologien ersetzt werden könnten, nehmen seltener an beruflicher 

Weiterbildung teil als Beschäftigte, deren Tätigkeiten ein geringeres 

Risiko aufweisen, durch Computer ersetzt zu werden. Das geht aus ei-

ner neuen Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

(IAB) hervor.

41 Prozent der Beschäftigten mit einem geringen Anteil an Routi-

netätigkeiten nahmen innerhalb eines Jahres an mindestens einem 

Weiterbildungskurs teil. Bei Beschäftigten mit einem hohen Anteil an 

Routinetätigkeiten, die durch Technologien ersetzbar sind, waren es 27 

Prozent. Eine unterdurchschnittliche Beteiligung weist diese Gruppe 

auch bei einer themendifferenzierten Betrachtung auf: Weiterbildun-

gen im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie 

besuchten fünf Prozent, während es bei den Beschäftigten, die weniger 

stark von der Digitalisierung betroffen sind, acht Prozent waren. Dem 

Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie wird zur 

Bewältigung der sich ändernden Arbeitsanforderungen eine besondere 

Bedeutung beigemessen.

Der Unterschied in der Weiterbildungsbeteiligung zwischen Beschäf-

tigten mit einem hohen und einem geringen Anteil an Routinetä-

tigkeiten bleibt auch dann bestehen, wenn zusätzlich das Qualifika-

tionsniveau mit einbezogen wird. Besonders stark ausgeprägt ist der 

Unterschied bei Geringqualifizierten: 37 Prozent der Geringqualifizier-

ten mit Tätigkeiten mit einem geringen Risiko, durch moderne Techno-

logien ersetzt zu werden, nahmen an mindestens einer Weiterbildung 

teil. Bei geringqualifizierten Beschäftigten mit einem hohen Risiko, 

durch moderne Technologien ersetzt zu werden, beträgt der Anteil da-

gegen sieben Prozent. Bei den Hochqualifizierten waren es 47 Prozent 

der Beschäftigten mit einem geringen und 31 Prozent mit einem ho-

hen Anteil an Routinetätigkeiten, die mindestens eine Weiterbildung 

besuchten.

Die Unterschiede in der Weiterbildungsbeteiligung können nur zu ei-

nem kleineren Teil durch individuelle Merkmale der Beschäftigten wie 

beispielsweise ihr Qualifikationsniveau erklärt werden. Eine größere 

Rolle hingegen spielen betriebliche Weiterbildungsaktivitäten. Von Be-

deutung sind dabei deren Intensität und individuelle Finanzierungsbei-

träge. Beschäftigte nehmen dann eher an Weiterbildungen teil, wenn 

ihr Arbeitgeber die Weiterbildungskosten zumindest teilweise über-

nimmt oder die Beschäftigten zur Teilnahme an einer Weiterbildung 

freistellt. Weiterbildung sei nicht nur für die Beschäftigten, sondern 

auch für die Betriebe ein wichtiges Instrument in einer sich ändernden 

Arbeitswelt. „Betrieben kann sie helfen, ihren Bedarf an Fachkräften 

mit adäquaten Kompetenzen zu sichern, was gerade angesichts der 

deutlichen Engpässe in manchen Bereichen des Arbeitsmarktes zuneh-

mend bedeutsamer wird“, so die Forscher Pascal Heß, Simon Janssen 

und Ute Leber.

IAB, Pressemitteilung vom 20.08.2019

Arbeitsrecht: Bei sensiblen Daten darf nicht pauschal 
automatisch weitergeleitet werden

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat entschieden, dass bei der Frage, 

welche Informationen an den Betriebsrat weitergegeben werden dür-

fen, gerade in Zeiten immer strengerer Datenschutzvorschriften jeder 

Einzelfall genau geprüft werden muss, ob eine automatische Weiterga-

be dieser arbeitnehmerbezogenen Infos haltbar ist. 

Hier ging es darum, ob Schwangerschaften von im Betrieb beschäf-

tigten Arbeitnehmerinnen automatisch dem Betriebsrat mitgeteilt 

werden dürfen. Dazu erhalten die schwangeren Arbeitnehmerinnen 

ein Musteranschreiben, in dem ihnen eine Zwei-Wochen-Frist zwecks 

etwaigen Widerspruchs eingeräumt wird. 

Dadurch sah sich der Betriebsrat in seinen Mitwirkungsrechten einge-

schränkt und vertrat die Auffassung, dass er Anspruch auf die vollstän-

dige Unterrichtung über alle bekannt werdenden Schwangerschafts-

fälle habe - und zwar zu deren Schutz. 

Das BAG folgte dem nicht und verwies den Fall an die Vorinstanz. Die 

wird endgültig entscheiden. 

BAG, 1 ABR 51/17 vom 09.04.2019


